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Vorgezogene Schaffung von
Rechtsgrundlagen zur Einführung des
Regionalfernsehens (Mo. 85.539)

Radio und Fernsehen

Um nicht noch zusätzliche Bereiche des BRF durch präjudizierende Regelungen zu
belasten, lehnte der Bundesrat und mit ihm der Nationalrat eine Motion Bremi (fdp, ZH;
Mo. 85.539) für eine vorgezogene Schaffung von Rechtsgrundlagen zur Einführung des
Regionalfernsehens mit 79 zu 20 Stimmen ab. Die grosse Kammer überwies den
Vorstoss nur als Postulat. Ausschlaggebend war namentlich die Haltung der CVP-
Fraktion, welche befürchtete, dass ein in Konkurrenz zur SRG stehendes
Regionalfernsehen nur den grossen Agglomerationen, nicht aber den Berg- und
Randregionen etwas bringen werde. Bis zur Verabschiedung des BRF wird damit in
Sachen Regionalfernsehen vorläufig kein Entscheid gefällt werden. Vom Nationalrat
abgelehnt wurde eine Motion (85.460) der SP-Fraktion für einen Dringlichen
Bundesbeschluss zur Schaffung einer Übergangsregelung im Bereich von Radio und
Fernsehen. Der aus frequenztechnischen Gründen einzige mögliche zusätzliche
terrestrische Fernsehkanal in der Schweiz wird dereinst entweder an private
Veranstalter oder an eine nationale Trägerschaft mit Einschluss der SRG vergeben
werden. Da Entscheide noch nicht bevorstehen, wurden vorderhand
Meinungspositionen aufgebaut. Die im Vorjahr konstituierte Schweizerische
Vereinigung für elektronische Kommunikation (Helvecom), die sich aus
branchenfremden Firmen der Privatwirtschaft zusammensetzt, lehnte in einer Eingabe
an Bundesrat Schlumpf die Zusammenarbeit regionaler Veranstalter mit der SRG strikte
ab und plädierte für eine private Konkurrenzkette, die mittels Werbung und
Subventionen im Rahmen der staatlichen Filmförderung finanziert werden soll. Als
weitere medienpolitische Lobbies etablierten sich eine Interessengemeinschaft für ein
privates Regionalfernsehen (verschiedene Medienunternehmen und Verlage) sowie eine
Interessengemeinschaft Regionalfernsehen/4.Senderkette (acht Organisationen,
darunter SRG, Verein Basler Regionalfernsehen, usw.). Über den Bereich des
Regionalfernsehens hinaus und gegen eine fortschreitende Kommerzialisierung der
Medien allgemein wandte sich die neu gegründete Arbeitsgemeinschaft für
Kommunikationskultur (AfK). 175 Persönlichkeiten unterzeichneten die
«Medienerklärung 86» dieser nichtkommerziellen Lobby. 1

MOTION
DATUM: 16.09.1986
CHRISTIAN MOSER

Bundesgesetz über Radio und Fernsehen
(RTVG) vom 21. Juni 1991

Radio und Fernsehen

Der Bereich Radio und Fernsehen steht in Erwartung einer gesetzlichen Regelung, die
dem freien Wettbewerb privater Anbieter ein weites Feld öffnen will. Diejenigen
Stimmen, die die Erweiterung des Medienangebots mit einer Diskussion um dessen
gesellschaftlichen Nutzen verbinden möchten, sehen sich je länger desto mehr zu
Kompromissen und zur Akzeptierung der neùen Gegebenheiten gezwungen. Die Serie
präjudizierender Einzelentscheide ging zwar auch im Jahre 1986 weiter, auf der andern
Seite blieben bedeutende Entscheide wegen der bevorstehenden gesetzlichen
Regelung in der Schwebe. Um so mehr Bedeutung erlangten deshalb Stellungnahmen
von neuformierten Medienlobbies.

Das kurz vor der Sommerpause zur Vernehmlassung vorgelegte Bundesgesetz über
Radio und Fernsehen (BRF) soll ein offenes und flexibles Rahmengesetz werden, das
der raschen Entwicklung der Medien Rechnung tragen kann. Es steht in engem
Zusammenhang mit dem gleichzeitig vorgelegten Entwurf zu einem neuen
Fernmeldegesetz. Das BRF postuliert ein Dreiebenenmodell. Im lokalen und regionalen
Bereich soll freier Wettbewerb herrschen, wobei die bisherige Beschränkung des
Wirkungsbereichs auf einen zehn Kilometer-Radius zugunsten einer weiter gefassten
Limitierung auf Gebiete, die kulturell und wirtschaftlich eine Einheit bilden, wegfallen
wird. Vorgesehen ist im weitern die Möglichkeit der Einspeisung von Programmen in
Kabelnetze, die nicht im festgelegten Versorgungsgebiet des Senders liegen. Auf der
sprachregionalen/nationalen Ebene soll die SRG ihre Sonderstellung und die Priorität
bei den Gebühren beibehalten. Sie hätte dafür weiterhin einen umfassenden

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.1986
CHRISTIAN MOSER
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Leistungsauftrag zu erfüllen, der den regionalen Sendern nicht aufgebürdet wird. Die
Möglichkeit eines Konkurrenznetzes zur SRG soll nicht ausgeschlossen werden, wobei in
diesem Falle die Bundesversammlung über die Sendeerlaubnis beschliessen müsste.
Die internationale Ebene (Satellitenfernsehen) wird der Regelung durch die Marktkräfte
und die Verfügbarkeit von Frequenzen und Verbreitungsmitteln überlassen. Dieser
Bereich soll bis zum Inkrafttreten des neuen Gesetzes durch einen
allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss, der 1986 bereits von einer
Ständeratskommission beraten wurde, vorzeitig geregelt werden. Der
Vemehmlassungsentwurf zum BRF sieht Werbefinanzierung auf breiter Front inklusive
SRG-Radiowerbung vor. Dabei soll Werbung entweder vom Programm getrennt bleiben
oder entsprechend einer Variante in begrenztem Masse auch mit diesem vermengt
werden. Als neue Werbeform ist die Zulassung von Sponsoring vorgesehen, wobei nur
politische Sendungen von dieser Finanzierungsmöglichkeit ausgeschlossen sind. Die
SRG soll generell die Priorität bei den Gebühren beibehalten; ein Gebührensplitting
zugunsten notleidender Lokalsender ist jedoch nicht ausgeschlossen. Davon könnten
diejenigen Stationen profitieren, in deren Versorgungsgebiet kein ausreichendes
Finanzierungspotential vorhanden ist. Ebenfalls sollen für diese Fälle subsidiäre
Finanzhilfen des Bundes möglich werden. Der BRF-Entwurf sieht im weitern die
Verankerung der Unabhängigen Beschwerdeinstanz in einem Spezialgesetz vor und
lässt die Möglichkeit zur Schaffung eines Bundesamtes für Medienwesen offen.
Konzessionserteilungen, die Aufstellung von Frequenzplänen sowie die Überprüfung der
Einhaltung internationaler Verträge und schweizerischer Vorschriften sollen weiterhin
durch den Bundesrat und die zuständigen Verwaltungsstellen vorgenommen werden. 2

Die SRG würdigte den Entwurf eines BRF als Verständigungslösung, die für sie keine
ernsthafte Gefährdung darstelle. Bedenken hegt sie jedoch insbesondere wegen des
allenfalls möglichen Gebührensplittings. Im Vernehmlassungsverfahren schieden sich
die Geister der grossen politischen Formationen bei einzelnen kontroversen Punkten.
Während SP und Gewerkschaften gegen die Zulassung weiterer Veranstalter auf
nationaler Ebene opponierten, sprachen sich die bürgerlichen Parteien mehrheitlich
für diese Möglichkeit aus. Dieselben Fronten ergaben sich bei der Programmvernetzung
von Lokalsendern; nur die SVP scherte hier aus. Das Gebührensplitting lehnten SP und
FDP ab und nur die SVP befürwortete es ausdrücklich, während es für die CVP allenfalls
akzeptabel wäre. Die Möglichkeit des Sponsoring stiess vor allem bei den
Journalistenverbänden wegen befürchteter Beeinträchtigung der Programmfreiheit auf
Widerstand. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.12.1986
CHRISTIAN MOSER

1987 konnte nun das Vernehmlassungsverfahren zum Vorentwurf des RTVG, den das
EVED ausgearbeitet hatte, abgeschlossen werden, worauf der Bundesrat seinen noch
stärker auf Kompromisse angelegten Entwurf mit einer Botschaft vorlegte. Abgesehen
von der vielfach gewünschten Straffung des Gesetzes konnten aber auch damit die
strittigen Punkte nicht ausgeräumt werden, doch zeigten sich nun die massgeblichen
bürgerlichen Parteien zufriedener. Die Vernehmlassung hatte Mehrheiten für eine
Sonderstellung der SRG und für die Ermöglichung des Sponsoring, jedoch gegen die
Regelung der «inneren Medienfreiheit» (der redaktionellen Unabhängigkeit) ergeben,
während das «Gebührensplitting», also die Verteilung eines Teils der SRG-Gebühren
an wirtschaftlich bedrohte Sender, umstritten war.

Der neue Gesetzesentwurf geht von einem Drei-Ebenenmodell aus: Je auf der
nationalen/sprachregionalen, der regionalen/lokalen und der internationalen Ebene
sind unterschiedliche Regelungen vorgesehen. Auf der ersteren soll der SRG ein
besonderer Leistungsauftrag auferlegt und eine Vorzugsstellung (Finanzierung über
Gebühren, bevorzugte Zuweisung der Sendeanlagen), jedoch kein Monopol eingeräumt
werden. Insbesondere die vierte, einzig noch verbleibende terrestrische
Fernsehsenderkette soll als «Verbundlösung» konzipiert, das heisst privaten
Veranstaltern im Verbund mit der SRG zur Verfügung gestellt werden. Falls diese nicht
nur ein regionales oder lokales «Fenster» benutzen, sondern ein sprachregionales oder
gar nationales Programm anbieten möchten, wäre die Bundesversammlung für die zu
erteilende Konzession zuständig. Diese könnte jedoch nur erteilt werden, wenn die SRG
in der Erfüllung ihres Leistungsauftrags nicht «schwerwiegend beeinträchtigt» würde –
eine Formulierung, die in der bundesrätlichen Botschaft nicht näher erläutert wird und
gemäss dem Medienjuristen F.A. Zölch als «unbestimmter Rechtsbegriff» erst in der
Verordnung geklärt werden müsste. Auf der regionalen/lokalen Ebene sieht der
Gesetzesentwurf eine Vielzahl von privaten, werbefinanzierten Rundfunkveranstaltern

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.04.1987
LUZIUS MEYER
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vor, wobei den Kantonen ein Vorschlagsrecht für die Konzessionserteilung durch den
Bund zustünde. Um auch die Versorgung von Rand- und Berggebieten zu gewährleisten,
ist ein Gebührensplitting weiterhin im Entwurf verblieben. 4

Keine Begrenzung der Zahl der Veranstalter sieht das Gesetz auf der internationalen
Ebene vor, wobei jedoch die in der Schweiz verbreiteten ausländischen Sender den
wesentlichen Bestimmungen über die hiesigen Werbevorschriften genügen müssten.
Diese betreffen vor allem Branchenverbote und die Art der Trennung von Programm
und Werbung. Das Sponsoring von Sendungen soll, mit Auflagen, erlaubt werden. Die
vor allem von Journalisten-Verbänden geforderte innere Medienfreiheit ist nicht in den
Gesetzesentwurf aufgenommen worden. Eine unabhängige Beschwerdeinstanz soll
dagegen mehr Entscheidungsbefugnisse erhalten als dies bisher der Fall ist. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.1987
LUZIUS MEYER

Parteien und Verbände wiederholten nach der Publikation des neuen Entwurfes
weitgehend ihre Positionen, die sie schon im Vernehmlassungsverfahren eingenommen
hatten. SRG-Generaldirektor L. Schürmann betrachtete das Gesetz als ausgewogen und
begrüsste insbesondere die Verbundlösung für die vierte Senderkette. Mit dieser zeigte
sich auch die FDP zufrieden, sie bemängelte jedoch die «SRG-Lastigkeit» des Entwurfs.
Grundsätzlich einverstanden zeigten sich auch die CVP und die SVP, letztere besonders
wegen der vorgesehenen wirtschaftlichen Konkurrenz zwischen den Sendern. Gerade
der kommerzielle Wettbewerb steht nach Meinung der SP jedoch im Gegensatz zum
publizistischen Wettbewerb, den das Gesetz eher behindere als fördere; ausserdem sei
dieses zu sehr exekutiv- und verwaltungslastig angelegt. Die Journalistenverbände
übten am Entwurf scharfe Kritik vor allem wegen der Auslassung der Regelung der
inneren Medienfreiheit, und das «Syndikat schweizerischer Medienschaffender»
reagierte auf die Öffnung der vierte Senderkette für alle möglichen Veranstalter gar mit
einer Referendumsdrohung, da es diese als eine Konzession an jene politischen Kräfte
wertete, welche die Demolierung der SRG anstrebten. Ebenfalls eine Schwächung der
SRG befürchtet auch die Arbeitsgemeinschaft für Kommunikationskultur (AfK), da nur
dieser ein umfassender Informations- und Kulturauftrag auferlegt werde, wodurch den
privaten Veranstaltern die einträglichere Unterhaltung zufalle. Da der Entwurf auch
vorsieht, dass der Bund notleidende Sender von öffentlichem Interesse direkt
unterstützen kann, sieht die AfK auch keinen Grund für die Ermöglichung des
Gebührensplitting zulasten der SRG. Als unsinnig betrachtet sie sodann die Möglichkeit,
die vierte Senderkette privaten Veranstaltern zu überlassen, da ohnehin nur die SRG
fähig sei, ein nationales Vollprogramm überhaupt zu produzieren – was übrigens auch
potentielle private Anbieter, wenn auch ungerne, zugeben. Mit ihrem Vorschlag einer
«Mediallmend» stiess die AfK jedoch auf wenig Gegenliebe. Der Vorschlag sah vor, dass
der SRG nur noch die Grundversorgung zustünde, während beliebig viele, in Vereinen
organisierte Veranstalter, welchen nach Massgabe ihrer Mitgliederzahlen Sendezeiten
zugesprochen würden, sich die restliche Sendezeit auf allen vier Senderketten hätten
teilen können. Ein solches Modell wird heute in den Niederlanden angewandt. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.11.1987
LUZIUS MEYER

Die CVP befürwortete den Gesetzesentwurf des Bundesrates im Prinzip, verlangte aber
mehr Mittel für die Versorgung der Berg- und Randgebiete; sie wandte sich jedoch
gegen das die SRG benachteiligende Gebührensplitting und schlug
Investitionshilfekredite für den Aufbau von privaten Sendeinfrastrukturen in den
benachteiligten Regionen vor. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.06.1988
LUZIUS MEYER

Mit ausführlichen Anhörungen ausgewählter Experten und Interessenvertreter begann
die zuständige Nationalratskommission die Beratung des Radio- und Fernsehgesetzes
(RTVG). Bei ersten Entscheidungen der Kommission fiel deren Hang auf, strittige Punkte
im Gesetz abzuschwächen und dafür der Exekutive eine grössere
Entscheidungskompetenz zuzuweisen. So strich sie das Werbeverbot für Tabak und
Alkohol zugunsten einer bundesrätlichen Kompetenz, einschränkende Vorschriften zu
erlassen. In der am meisten umstrittenen Frage nach der Regelung der vierten, einzig
noch verbleibenden terrestrischen Fernsehsenderkette sprach sich die Kommission
nicht für die im Entwurf vorgesehene Minderheitsbeteiligung der SRG, sondern lediglich
für deren «angemessene» Beteiligung aus. Das vorgesehene «Gebührensplitting»,
gemäss dem die SRG einen Teil der Gebühren an Veranstalter in wirtschaftlich
schwachen Gebieten abzugeben hätte, wurde mit einem knappen Entscheid

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.1988
LUZIUS MEYER
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unterstützt. 8

Will die Schweiz für die einheimischen Rundfunkveranstalter nicht krasse
Wettbewerbsnachteile schaffen, muss sie die Formulierung des RTVG in bestimmten
Punkten – insbesondere den Werbevorschriften – europäischen Gegenbenheiten und
Vereinbarungen anpassen. Für letztere präsentierte der Europarat beziehungsweise
dessen Comité directeur sur les moyens de communication de masse (CDMM) einen
Entwurf. Dieser sieht Bestimmungen zum Schutz der Rechte des Individuums (etwa das
Gegendarstellungsrecht) und zum Jugendschutz vor, regelt den Anteil der
europäischen Produktionen im Programm und stellt Werbevorschriften auf. Der
Entwurf wurde an zwei Konferenzen der 21 Medienminister diskutiert, wobei sich vor
allem die Unterbrechung von Programmen mit Werbung, die Genussmittelwerbung, das
Tele-Shopping, der Einbezug des Radios und die Frage nach den möglichen Sanktionen
bei Regelverletzungen als strittig herausstellten. Es wurde dabei deutlich, dass der
Entwurf des CDMM in einigen Punkten abgeschwächt werden dürfte. So einigten sich
die Minister nicht auf einen festen Anteil an europäischen Produktionen und äusserten
die Absicht, Unterbrecherwerbung unter gewissen Bedingungen zu erlauben. Immerhin
sollen die Werbeordnungen anderer Länder dann respektiert werden müssen, wenn die
Sendungen hauptsächlich für diese bestimmt sind. Dies träfe beispielsweise für das
Fernsehen von Campione zu, das nach italienischem Recht vor allem ins Tessin
einstrahlt. Die Medienminister einigten sich darauf, die Vereinbarung im Frühjahr 1989
zu unterzeichnen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.11.1988
LUZIUS MEYER

Beim Gebührensplitting wurde der Vorschlag der Kommissionsmehrheit gutgeheissen:
ein gewisser Finanzausgleich zugunsten wirtschaftlich schwächerer Regionen wird
demnach nur in Ausnahmefällen gewährt (Art. 16, Absatz 2). Ein von den Fraktionen der
FDP und der SVP unterstützter Antrag, die Unterbrechung von Sendungen mit Werbung
nicht zu verbieten, wurde mit 104 zu 69 Stimmen abgelehnt; das explizite Werbeverbot
für Alkohol, Tabak, Heilmittel sowie für politische und religiöse Anliegen wurde gemäss
bundesrätlicher Vorlage angenommen. Zustimmung fand auch der Vorschlag des
Bundesrats, mit dem Sponsoring («Zuwendungen Dritter») eine neue Form von
Werbung zuzulassen (Art. 18). In der Gesamtabstimmungpassierte das RTVG mit 134 zu
null Stimmen. Innerhalb der grossen Parteien waren keine eindeutigen Präferenzen in
bezug auf die umstrittenen Punkte auszumachen: Die parteipolitische Couleur spielte
nur eine untergeordnete Rolle und die traditionellen ideologischen Grenzen traten
kaum in Erscheinung. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Am 4. und 5. Oktober behandelte der Nationalrat den vom Bundesrat 1987 vorgelegten
Entwurf für ein Bundesgesetz über Radio und Fernsehen. Der «Schicksalsartikel» 31
(Andere Veranstalter) wurde gemäss Kommissionsantrag inhaltlich und formal
abgeändert, womit das Vertragsmodell Zustimmung erhielt. Das Gesetz soll demnach
nicht bestimmen, wer neben der SRG künftig auf nationaler oder sprachregionaler
Ebene Fernsehen machen kann. Private Fernsehanbieter werden aber die Möglichkeit
haben, in Zusammenarbeit mit der SRG ein Ergänzungsprogramm zu gestalten. In der
Frage der Konzessionserteilung wurde die Passage zur «publizistischen
Vormachtstellung» im Versorgungsgebiet auf Antrag des Freisinnigen Loeb (fdp, BE)
entschärft; danach kann die Konzession erteilt werden, «wenn der Bewerber die
Meinungs- und Angebotsvielfalt nicht gefährdet». Ausserdem strich die Volkskammer
die Bestimmung, dass die vom Bundesrat erteilte Konzessionen für andere Veranstalter
von der Bundesversammlung genehmigt werden müssen. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nachdem der Nationalrat als Erstrat im letzten Herbst dem Vertragsmodell und dem
Prinzip des Sponsorings zugestimmt hatte, hingegen keine Unterbrechung von ,
Sendungen durch Werbung zulassen wollte, schlug nun die zuständige
Ständeratskommission als Kompromisslösung vor, Sendungen von über 90 Minuten
Dauer durch einen einzigen Werbeblock unterbrechen zu dürfen. Dieser Vorschlag
wurde vom Ständerat mit 30:11 Stimmen angenommen. Den Kommissionsantrag für eine
Streichung des Artikels über die Unterstützung europäischer Eigenleistungen lehnte der
Rat hingegen mit 20:17 Stimmen ab.

Deutlich mehr zu reden gab der Problemkreis der Programmaufsicht durch die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Unabhängige Beschwerdeinstanz (UBI). Die Kommission hatte vorgeschlagen, eine
eigens vom Veranstalter organisierte 0mbudsstelle ohne Weisungsbefugnis vor die UBI
zu schalten, welche erstinstanzlich die Beschwerden behandelt und gewisse
Beschwerden an die UBI weiterreichen kann. Die Möglichkeit einer
Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Bundesgericht solle letztinstanzlich erhalten
bleiben. Dieser Vorschlag setzte sich schlussendlich gegen Anträge aus verschiedensten
Richtungen – wie das Begehren des freisinnigen Masoni (TI) nach einem Radio- und
Fernsehrat oder jenes des Urners Danioth (cvp) nach veranstalterunabhängigen
Schlichtungsstellen – durch. Ziel dieses neuen Dreistufenverfahrens soll vor allem eine
Entlastung der UBI, aber auch eine praxisnahe Erledigung der Beschwerden sein. Im
übrigen nahm der Rat einen Minderheitsantrag an, wonach das Beschwerderecht von
Behörden nicht auf Kantonsregierungen zu beschränken sei und sprach sich mit
knappem Mehr dafür aus, dass die Verhandlungen vor der Beschwerdeinstanz öffentlich
ausgetragen werden sollen. 12

Obwohl ein Archiv für Tondokumente einen wichtigen Beitrag zu einer nationalen
Kulturpolitik leisten könnte, gelingt es der Landesphonothek in Lugano aus finanziellen
und räumlichen Gründen kaum, ihren Hauptaufgaben nachzukommen. Als
geographisches Gegengewicht zur Landesbibliothek in Bern und zur Cinémathèque in
Lausanne nahm die Landesphonothek 1987 Sitz in Lugano. Von Anfang an kämpfte die
Stiftung, die vom Bund, vom Kanton Tessin sowie von der Stadt Lugano finanziell
getragen wird, mit materiellen Schwierigkeiten. Mit der für 1991 erfolgten Aufstockung
der Beiträge von 450'000 auf 900'000 Fr. können nun wenigstens die wichtigsten
Bedürfnisse dieser Institution befriedigt werden. Unterstützung erhielten die Anliegen
der Stiftung auch durch eine im Vorjahr vom Nationalrat angenommene Motion, die den
Bundesrat beauftragt, nach Lösungen für die Schaffung einer zentralen Phono- und
Videothek zu suchen; der Ständerat überwies diesen Vorstoss allerdings nur in der
unverbindlicheren Form eines Postulates. 13

MOTION
DATUM: 19.09.1990
MARIANNE BENTELI

Im Differenzbereinigungsverfahren hat die Nationalratskommission beschlossen, dem
Plenum ebenfalls die Unterbrechung von über 90minütigen Sendungen durch Werbung
vorzuschlagen. Vom ständerätlichen Konzept für die Behandlung von Beschwerden will
die Kommission die vorgeschalteten Ombudsstellen übernehmen, hingegen auf das
Weiterzugsrecht von Entscheiden der UBI an das Bundesgericht verzichten. Sie erhofft
sich davon, dass die UBI wieder vermehrt als Schlichtungsinstanz und weniger als
richterliches Gremium tätig sein kann. Bei Konzessionsverletzungen soll gemäss der
Kommission in Zukunft das EVED einschreiten, dessen Entscheide dann vor dem
Bundesgericht angefochten werden könnten. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die schweizerischen Medien-, Film- und Literaturschaffenden haben die Beschlüsse
des Ständerates, insbesondere die Lockerung des Werbeverbotes und die
Neustrukturierung der Programmaufsicht, scharf verurteilt. Sie befürchten davon eine
wachsende Kommerzialisierung und Disziplinierung des Medienschaffens. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den Beratungen des Radio- und Fernsehgesetzes konnte sich der Beschluss des
Ständerates, wonach dem Bundesrat in den öffentlichen Medien "angemessene Zeit für
Äusserungen" einzuräumen ist, gegen die vom Nationalrat vorgeschlagene Formulierung
durchsetzen; letzterer wollte dem Bundesrat — aus Angst vor einem "Staatsfernsehen"
— nur "Zeit für behördliche Erklärungen" zur Verfügung stellen. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Differenzbereinigungsverfahren zwischen National- und Ständerat, welches im
Berichtsjahr abgeschlossen werden konnte, standen die Fragen zur Unterbrechung von
über 90minütigen Sendungen durch einen Werbeblock sowie die
Beschwerdebehandlung und dabei insbesondere die Rolle der Unabhängigen
Beschwerdeinstanz (UBI) im Mittelpunkt.

Der im Vorjahr gefällte Entscheid des Ständerats zugunsten einer einmaligen
Unterbrechung von über 90 Minuten dauernden Sendungen durch einen Werbeblock
stiess im Nationalrat auf grossen Widerstand. Er schwenkte schlussendlich, nach
zweimaligem Beharren auf seiner ursprünglichen Position, mit 95 zu 74 Stimmen bei
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sechs Enthaltungen auf jene des Ständerates ein.

In der Frage der Progammaufsicht stimmte der Nationalrat prinzipiell dem
ständerätlichen Modell zu; dieses sieht eine der UBI vorgeschaltete Ombudsstelle als
Schlichtungsinstanz vor. Der Nationalrat konnte sich aber in einer Detailfrage gegen den
Ständerat durchsetzen: In Zukunft sollen die Verhandlungen vor der UBI nicht öffentlich
sein. Ausserdem wurde der Beschluss, Entscheide der UBI ans Bundesgericht
weiterziehen zu können, nach einer Patt-Situation von 77 zu 77 Stimmen durch
Ratspräsident Bremi im Sinne der vom Ständerat vorgeschlagenen Lösung eines
Weiterzugsrechts gefällt.

Weitere Differenzen, die jedoch eine eher untergeordnete Rolle spielten, wie z.B. das
Anschlussobligatorium für Liegenschaften ans Kabelnetz sowie die Strafbestimmungen,
wonach Veranstalter wie auch Programmschaffende künftig bei
Konzessionsverletzungen zur Rechenschaft gezogen und mit einer Busse von bis zu
5000 Fr. bestraft werden können, wurden ebenfalls im Sinne des ständerätlichen
Beschlusses ausgeräumt. 17

Der Entwurf der Verordnung zum Radio- und Fernsehgesetz (RTVV) wurde im August
den Interessierten zur Stellungnahme unterbreitet. Er bewirkte einerseits Freude bei
audiovisuellen Medienmachern, andererseits Bestürzung bei den Printmedien, welche
um ihre Werbeeinnahmen fürchteten. Der Entwurf sieht eine Verdoppelung bis
Verdreifachung der Werbezeit bei Radio und Fernsehen (15% der täglichen Sendezeit
sowie maximal 12 Minuten pro Stunde), Sonntagswerbung, die Kompetenz des
Bundesrates, auch am Radio DRS Werbung zu erlauben sowie Teleshopping während
maximal einer Stunde pro Tag vor. Ausserdem sollten kleinere Lokalradios, deren
potentielle Hörerschaft unter 150 000 Personen liegt und an deren Programm ein
besonderes öffentliches Interesse besteht, Unterstützungsgelder durch
Gebührensplitting erhalten. Wirtschaftskreise bemängelten gewisse Details wie das
Gebührensplitting, welches ihrer Ansicht nach nur in wenigen Ausnahmefällen
zuzulassen sei und forderten vor allem die Konkretisierung des Verhältnisses zwischen
der SRG und privaten Veranstaltern auf Gesetzesstufe. Medienschaffende kritisierten
hingegen die kommerzielle Ausrichtung der Verordnung; ebenso stiess das Fehlen von
Bestimmungen über den Finanzausgleich zwischen den Sprachregionen auf Kritik. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat hat die Verordnung zum RTVG, welches auf den 1. April in Kraft getreten
ist, kurz vorher verabschiedet. Aufgrund dieses neuen Vollzugsinstruments (RTVV) kann
das Schweizer Fernsehen statt wie bisher während 28 Minuten neu während 8% der
täglichen Sendezeit, was ungefähr 50 Minuten entspricht, Werbung ausstrahlen. Diese
Regelung wurde vom Bundesrat mit Rücksicht auf die Printmedien, welche durch die
Einbussen der Inseratenerträge in Folge der Rezession ohnehin schon in
Schwierigkeiten geraten sind, getroffen; in Angleichung an europäische Normen waren
ursprünglich für die SRG ein Anteil von 15% Werbung vorgesehen. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.08.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Totalrevisison des Radio- und
Fernsehgesetzes (RTVG) vom 24. März 2006

Radio und Fernsehen

In seiner Erklärung zu den Jahreszielen 2001 des Bundesrates erwähnte
Bundespräsident Ogi unter anderem die Erarbeitung einer neuen Medienordnung, die
einen leistungsfähigen Service public und mehr Gestaltungsspielraum für private
Initiative gewährleisten soll. In diesem Sinn präsentierte der Bundesrat zu Jahresbeginn
die Leitplanken für die Revision des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) von 1991 und
schickte im Dezember einen entsprechenden Gesetzesentwurf in die Vernehmlassung.
Die künftige Medienordnung soll strikt zwischen der öffentlich-rechtlichen SRG mit
ihrer Verantwortung für den Service public sowie ihrem Anspruch auf
Empfangsgebühren einerseits und den sich frei auf dem Markt bewegenden, privaten
Anbietern andererseits trennen. Das hiesse Abschied nehmen vom seit 1991 geltenden
Drei-Ebenen-Modell, welches den Markt aufgrund geographischer Kriterien in einen
lokalen, einen sprachregionalen und einen internationalen Sektor aufteilt. Stattdessen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 7



soll mit dem dualen System eine starke SRG mit Service-public-Auftrag und
Gebührenmonopol sowie ein freier Wettbewerb zwischen Privatanbietern gefördert
werden. Der Gesetzesentwurf sieht beim SRG-Radio nicht nur wie bis anhin ein Verbot
der Werbung vor, sondern erteilt dem Bundesrat auch die Kompetenz, ein
Sponsoringverbot für Radio und Fernsehen der SRG zu verordnen. Im weiteren soll die
Untersagung von Werbung für Heilmittel am SRG-Fernsehen weiterhin gelten.
Andererseits stellt die Vorlage eine weitgehende Liberalisierung des Markts für private
Veranstalter in Aussicht, indem die Konzessionspflicht und die Konzessionsabgabe auf
den Werbeeinnahmen sowie jegliche Service-public-Vepflichtungen für Private
entfallen und die Werbeordnung an das europäische Niveau angepasst wird.
Empfangsgebühren für Privatveranstalter sind dabei nur noch in Sonderfällen
vorgesehen – so für zweisprachige Programme und Privatradios in aufwendig zu
erschliessenden Bergtälern. Für die SRG wie für Private sollen gesetzliche
Bestimmungen hinsichtlich Rassismus und Pornographie sowie ein Werbeverbot in den
Bereichen Alkohol, Religion und Politik gelten – laut Medienminister Leuenberger die
drei grossen Suchtgefahren dieser Welt. Das unmittelbare Echo auf den Entwurf war
kontrovers und spiegelte den Verteilkampf um Konzessionsgelder und
Werbeeinnahmen wider. Die SRG bemängelte die sie betreffenden Einschränkungen als
zu streng – so insbesondere das neu vorgesehene generelle Sponsoring-Verbot, das der
Anstalt Einnahmeverluste von 30 bis 40 Mio Fr. bescheren würde. Kritik wurde auch von
seiten Westschweizer Privatradios laut, die ohne Konzessionsgebühren um ihr
Überleben fürchteten. Die Deutschschweizer Privatsender werteten ihrerseits die
Werbeeinschränkungen bei der SRG als positiv. 20

Kritik wurde an der im Rahmen der RTVG-Revision geplanten Behördenorganisation
geübt, welche alle Mitglieder der entscheidenden Gremien der Wahl durch den
Bundesrat unterstellt und unter anderem die Einsetzung einer Kommission für
Fernmeldewesen und elektronische Medien vorsieht. Insbesondere der Presserat
widersetzte sich in seiner Vernehmlassungsantwort vehement einer intensivierten
staatlichen Kontrolle und Verrechtlichung des Journalismus. Er schlug mehr
Selbstregulierung und die Schaffung eines einfacheren Kontrollsystems in Form eines
Medienrats mit Branchen- und Publikumsvertretern vor, der den Presserat selbst und
die im Gesetzesentwurf vorgesehenen neuen Kontrollinstanzen ersetzen würde. Zu
zaghaft erschien die Liberalisierung den Westschweizer Lokalradios sowie dem
Westschweizer Radio RSR, die sich erstmals gemeinsam äusserten, um ihrer
ablehnenden Haltung dem neuen RTVG-Entwurf gegenüber mehr Gewicht zu verleihen.
Der Entwurf zwinge die Schweizer Sender, mit ungleich langen Spiessen gegenüber den
ausländischen zu kämpfen, zementiere eine schwerfällige Staatskontrolle und
präsentiere mit der Abkehr von der gemischten Finanzierung einen unbrauchbaren
Finanzierungsplan. Gute Noten erhielt der Gesetzesentwurf wiederum vom Verband
Schweizer Privatradios (VSP), der nur an den Wettbewerbsvorteilen der SRG etwas zu
bemängeln hatte und dementsprechend die weitgehende Gleichstellung der Privaten
mit der SRG forderte. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.05.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Schwerwiegende Kritik am RTVG-Entwurf meldete die SRG an ihrer
Jahresmedienkonferenz an. Das geplante duale System – eine starke SRG mit Service-
public-Auftrag und Gebührenmonopol sowie ein freier Wettbewerb zwischen
Privatanbietern – führe unweigerlich zu einer Überreglementierung, die das
Funktionieren beider Seiten bedrohe. Die Zentralisierung der Kontrolle sowie die
strenge Fassung des Service public widersprächen den legitimen Ansprüchen des
Publikums, denn stark sei die SRG im Laufe der Zeit nicht zuletzt dank der ihr
zugestandenen Freiheit geworden. SRG-Generaldirektor Armin Walpen plädierte dafür,
private Anbieter grundsätzlich nicht mehr dem Rundfunkrecht zu unterstellen. Im
weiteren seien statt Prozess-Kontrollen Resultate-Kontrollen zu institutionalisieren
sowie bei einem allfälligen Ausbau des Gebührensplittings auch der SRG Radiowerbung
zuzugestehen. 22
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Das erste Echo auf den im Jahr 2000 vorgelegten Vorentwurf zum revidierten Radio-
und Fernsehgesetz (RTVG) war kontrovers und spiegelte den Verteilkampf um
Konzessionsgelder und Werbeeinnahmen wider. Der Bundesrat nahm Ende des
Berichtsjahres 206 Vernehmlassungsantworten zur Kenntnis, in welchen insbesondere
die Werbeordnung, die Stellung der SRG, die Kontrollgremien sowie das
Gebührensplitting umstritten waren, und stellte eine entsprechende Botschaft bis
Sommer 2002 in Aussicht. In seiner Stossrichtung hatte der Entwurf bei den Parteien
allgemeine Zustimmung gefunden. Kritisiert wurde jedoch eine weiterhin zu hohe
Regelungsdichte – so insbesondere hinsichtlich der geplanten Werberegelung, der
hohen Staatskontrolle und den Zentralisierungstendenzen. Wenig Kritik wurde der im
Entwurf vorgesehenen weiterhin starken Stellung der SRG entgegen gebracht. Dass der
Entwurf eine Reduktion des Gebührensplittings auf ein paar Ausnahmefälle zugunsten
eines dualen Systems vorsieht, bemängelten CVP und SP, die auch private Anbieter von
Gebühren profitieren lassen wollen. Telesuisse, der Verband schweizerischer
Privatfernsehen, forderte gar einen Gebührenanteil von 10% für die Privaten. FDP und
SVP bevorzugten demgegenüber eine Konzentration der Gebührengelder auf die SRG.
Einigkeit herrschte in der Ablehnung des Sponsoringverbots sowie zu starker
Einschränkungen bei der Werberegelung für die SRG. Befürchtet wurde, dass von
solchen Fesseln nicht die einheimischen Privaten, als vielmehr die ausländische
Konkurrenz profitieren würde. 23

ANDERES
DATUM: 12.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

La révision totale de la loi sur la radio et la télévision (LRTV) s’est poursuivie durant
l’année sous revue. Le Conseil fédéral a défini en janvier les principes généraux pour
l’élaboration du message, prévu pour le courant de l’année. Relativement à l’attribution
du produit de la redevance aux diffuseurs privés, le gouvernement est revenu sur ses
pas. La forte résistance des régions linguistiques et des cantons l’ont poussé à
renoncer à la solution restrictive initialement prévue. Il a confirmé la nécessité de
mieux cibler l’aide. Ces lignes directrices ont été globalement bien acceptées. Face aux
difficultés rencontrées par les diffuseurs privés, le gouvernement n’a émis aucune
objection à la proposition Schmid. Le principal argument en faveur de cette
anticipation a été la durée de la procédure législative. La révision partielle permettrait
aux diffuseurs privés de gagner deux ans. La chambre haute a entériné cet
assouplissement à la session d’été par 22 voix contre 11. La Commission des transports
et des télécommunications de la chambre basse s’y est toutefois opposée. Outre le fait
qu’il lui semblait souhaitable de traiter cet objet dans le cadre de la révision totale de la
LRTV, des arguments de santé publique ont été avancés. 24

ANDERES
DATUM: 23.09.2002
ROMAIN CLIVAZ

C’est en fin d’année que le projet de loi a été transmis au parlement. Dans la logiques
des principes généraux énoncés en début d’année, le Conseil fédéral a insisté sur la
garanti d’un service public fort ainsi que sur l’assouplissement des dispositions
concernant les diffuseurs privés. D’une part, la SSR (Société Suisse de radiodiffusion et
télévision) doit rester la principale bénéficiaire de la redevance de réception, afin que
la Suisse puisse toujours bénéficier d’une offre indépendante dans chaque région
linguistique. Il est prévu d’introduire un comité consultatif indépendant pour vérifier la
mise en œuvre du mandat confié à la SSR, notamment concernant la qualité de
programmes. Composé d’une chambre par région linguistique, il ne devrait pas être
pourvu d’un pouvoir de sanction. D’autre part, les diffuseurs privés devraient voir leur
position renforcée grâce à une augmentation significative de la quote-part de la
redevance qui leur sera attribuée (principe du « splitting »). Ce soutien devrait passer
de 12 à 44 millions de francs (au maximum 4% du produit total de la redevance) et être
plus ciblé. L’appui à ces diffuseurs privés de radio ou de télévision sera lié au respect
d’un mandat de service public. Des diffuseurs actifs au niveau suprarégional ne
devraient toutefois pas bénéficier d’une partie de la redevance. Il est prévu que la
réglementation sur la publicité soit assouplie et permette les interruptions
publicitaires et la promotion des boissons alcoolisées. Ce dernier point ne concerne
toutefois que les alcools légers (vin, bière, cidre…). La SSR n’est pas concernée par ces
mesures d’assouplissement et l’interdiction de la publicité radiophonique devrait être
maintenue, excepté sous la forme de sponsoring d’émissions. Il convient enfin de
mentionner la probable création d’une commission indépendante chargée de
chapeauter les télécommunications et la radiodiffusion. Elle devrait notamment
sélectionner les diffuseurs et contrôler l’accomplissement de leurs mandats de
prestation. Le projet a été globalement bien perçu. La SSR s’est cependant montrée
préoccupée par la perte découlant du nouveau système de répartition de la redevance.
Elle a émis le souhait de bénéficier d’une augmentation de cette dernière pour
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compenser ces pertes. Les diffuseurs privés, se sont montrés globalement satisfaits des
propositions gouvernementales. Voix discordante, l’Institut de prévention de
l’alcoolisme et autres toxicomanies (ISPA) a exprimé sa déception de voir la logique
économique prendre le pas sur celle de la santé publique ou de protection de la
jeunesse. 25

Das zu revidierende Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) war auch im Berichtsjahr heiss
umstritten und bot Anlass zur Austragung von Kämpfen um Besitzstände und
Gebührenanteile. Zu Jahresbeginn war noch mit einer parlamentarischen Behandlung
des lang ersehnten und Ende 2002 vorgelegten Gesetzesentwurfs in der
Sommersession gerechnet worden – die Beratungen in der zuständigen
Nationalratskommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF) sollten sich aber im
Laufe des Jahres als äusserst langwierig erweisen. Im Januar äusserten die politischen
Parteien ihre Standpunkte zum Gesetzesentwurf. Zu reglementarisch und zu
kompliziert, meinte die SVP, die sich eine klarere Definition vom Begriff „Service
public“ und eine Senkung der Gebühren wünschte. Die FDP fand Gefallen an der
asymmetrischen Werbeordnung und an der Anerkennung des regionalen Service public,
kritisierte jedoch die Verwässerung des dualen Mediensystems und die fehlenden
Parameter zum Gebührensplitting. Am Status quo festhalten wollte die SP, die sich
gegen die gebührenfinanzierte Unterstützung von defizitären Lokalsendern regionaler
Zeitungsmonopolisten wehrte. Die CVP schliesslich verteidigte den Gesetzesentwurf als
ausgewogene Lösung und gab zu bedenken, dass der Service public so eng nicht zu
definieren und das duale System beim Radio nur möglich sei, weil die SRG in den
Radioprogrammen nicht werben dürfe. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.01.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Februar konnten sich dann diverse Interessengruppen zum RTVG-Entwurf äussern,
der in der Stossrichtung dem Grundsatz eines starken durch die SRG erbrachten
Service public und eines grösseren Handlungsspielraums privater Regionalsender
verpflichtet war. Einigkeit schien hinsichtlich des Gebührensplittings zu herrschen, von
dem laut Bundesrat die Privaten vermehrt profitieren sollten, nicht ohne aber dafür
Leistungen für den Service public zu erbringen. Wie schon beim Vorentwurf zum RTVG
ging für die SRG dieser neue Gesetzesentwurf ebenfalls zu stark ins Detail. Die SRG sah
ihre Programmautonomie in Frage gestellt und lehnte zudem die Schaffung eines
Beirats zur Überprüfung der Leistungsaufträge ab. Der Verband Schweizer Privatradios
(VSP) lobte seinerseits die Absicht, die Funktion der privaten Radio- und
Fernsehveranstalter als Träger des regionalen Service public auf Gesetzesstufe zu
verankern; die privilegierte Stellung der SRG bei der Programmanzahl, der Finanzierung
über Gebühren und Werbung sowie bei der Verbreitung sei jedoch zu relativieren. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.03.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

In der 2. Lesung des Gesetzes schwächte die KVF entgegen der 1. Lesung die
Bestimmungen gegen die Medienkonzentration ab – das heisst marktbeherrschenden
Medienunternehmen sollte eine Konzession erteilt werden, wenn sie nicht Meinungs-
und Angebotsvielfalt bedrohten – und sprach sich ebenfalls entgegen einem ihrer
früheren Entscheide für die Möglichkeit aus, dass nichtkommerzielle Privatradios SRG-
Gebührengelder erhielten und dass die SRG Spartenprogramme uneingeschränkt
anbieten könne, solange sich keine privaten Stationen darum bewerben. Betreffend der
Fernsehwerbung dehnte die KVF das Werbeverbot auf alle alkoholische Getränke und
auf alle Medikamente aus, ging zu strengeren Auflagen als der Bundesrat über, indem
sie für die Radioprogramme der SRG ein generelles Werbe- und Sponsoringverbot
verhängte, und verlangte vom Bundesrat die Ausarbeitung einer Verordnung zur
Regelung der Unterbrecherwerbung und der maximalen Werbedauer bei
konzessionierten Privatstationen. Die Konzeption des Bundesrates, einen starken
Service public durch die SRG zu sichern und die Chancen der privaten Sender zu
erhöhen, unterstützte die KVF im Grundsatz. Die KVF sprach sich gegen die Schaffung
einer „Kommission für Fernmeldewesen und elektronische Medien“ aus, in welche die
ComCom, die UBI sowie zu grossen Teilen auch das Bundesamt für Kommunikation
(Bakom) aufgegangen wären. Ebenfalls ablehnend stand die KVF der vom Bundesrat
vorgesehenen Schaffung eines Beirats zur qualitativen Kontrolle der SRG gegenüber;
vielmehr strebte sie eine Abschwächung und gleichzeitige Erweiterung dieses
Ratskonzepts an und votierte für die Einrichtung eines Publikumsrats, der die
Einhaltung der Leistungs- und Programmaufträge von SRG und Privatsendern
überwachen solle. 28
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Gegen die Vorschläge der Kommission, die Zulassungsbedingungen für Private zu
verschärfen und marktmächtigen regionalen Medienunternehmen die Beteiligung an
Radio- und TV-Stationen zu verbieten, hatten sich Mitte des Jahres insbesondere die
Verlegerverbände (Schweizer Presse, Presse Romande und Associazione Ticinese
Editori di Giornali) gewehrt. Ebenfalls negative Reaktionen waren seitens der Unikom,
der Union nichtkommerzorientierter Lokalradios, hinsichtlich des früheren Beschlusses
der KVF laut geworden, das Gebührensplitting für Radios mit nichtkommerziellen
Kontrastprogrammen in Agglomerationen abzuschaffen. KVF-Präsident Peter Vollmer
(sp, BE) liess verlauten, die Kommission habe eine Gesetzesgrundlage erarbeitet, die
sich für die Medienvielfalt ausspreche, ohne die SRG in ihrer Substanz zu gefährden.
Die KVF verabschiedete schliesslich im November das neue RTVG mit 20 zu einer
Stimme bei einer Enthaltung. Da nicht weniger als 51 Minderheitsanträge angemeldet
worden waren, musste die Diskussion des Gesetzes im Nationalrat von der
Traktandenliste der Dezembersession gestrichen und auf die Frühjahrssession 2004
verschoben werden. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.09.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Gegen ein im Rahmen der RTVG-Revision diskutiertes Werbeverbot strahlte die SRG
TV-Spots gegen Werbeverbote aus und zog damit massive Kritik seitens der
Konsumentenorganisationen auf sich. Dem Argument, die TV-Spots widersprächen dem
im RTVG statuierten Verbot politischer Werbung, entgegneten die SRG sowie die
„Allianz gegen Werbeverbote“ mit dem Hinweis auf ein Urteil des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte aus dem Jahre 2001, welches das Verbot politischer
Werbung dahingehend abgeschwächt hatte, als dass es nur noch direkt auf
Volksabstimmungen und Wahlen zielende Werbung untersagt. Wegen eines politischen
Werbespots „Jetzt ein Stromausfall“ der SRG klagte der Verein „Strom ohne Atom“ bei
der UBI. Der Verein machte das im RTVG festgehaltene Verbot von Werbung mit
politischem Inhalt geltend, wohingegen die SRG auf die vom Gesetz abweichende Praxis
verwies, gemäss welcher das Verbot nur während zwei Monaten vor einer Abstimmung
zu beachten sei. Gegen „Jetzt ein Stromausfall“ hatte das Bakom bereits unabhängig
von dieser Vereinsklage ein Verfahren eröffnet und die Ausstrahlung des Spots
schliesslich verurteilt. Die SRG musste den Spot aus dem Programm nehmen und die
damit erzielten Einnahmen dem Staat abliefern. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.11.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Als Erstrat befasste sich der Nationalrat in der Frühjahrssession mit der Revision des
Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG). Dabei stellten die Fraktionen der SVP und der FDP
sowie Zisyadis (pda, VD) Rückweisungssanträge. Die SVP verlangte vom Bundesrat die
Ausarbeitung einer neuen Vorlage, welche für die privaten Veranstalter die Vorschriften
über die Werbung noch stärker liberalisiert und den Gundauftrag für das
gebührenfinanzierte Fernsehen enger und präziser fasst. Zudem forderte sie, die
Behördenorganisation der öffentlich-rechtlichen Veranstalter massiv abzubauen und
ihre Aufsichtsfunktion weitgehend durch neu zu schaffende parlamentarische
Kontrollkompetenzen zu ersetzen. Der Rückweisungsantrag Zisyadis verlangte ziemlich
genau das Gegenteil von alledem und die FDP forderte anstelle der vorgeschlagenen
Totalrevision eine Beschränkung auf die SRG mit Massnahmen zu ihrer Stärkung
gegenüber der Konkurrenz aus dem Ausland, sowie eine Liberalisierung der
Werbeordnung des privaten Bereichs. Keiner dieser Anträge konnte sich durchsetzen.

In der fast zwei Tage dauernden Detailberatung, bei der zu nahezu jedem Artikel ein
oder mehrere Minderheits- oder Einzelanträge vorlagen, beschloss der Rat auf Antrag
seiner Kommission einige bedeutende Abweichungen von der Regierungsvorlage. So
wurde bei der Behördenorganisation der Vorschlag abgelehnt, die bisher von der
Comcom und dem Bakom wahrgenommenen Konzessions- und Aufsichtsfunktionen bei
der Comcom zu konzentrieren. Mit deutlichem Mehr folgte der Rat dem Vorhaben des
Bundesrats, für die privaten Veranstalter die Werbebestimmungen zu liberalisieren. So
dürfen diese in Zukunft Werbespots für leichtalkoholische Getränke (Wein, Bier, Most)
ausstrahlen. Die Kommissionsmehrheit, welche sich aus gesundheitspolitischen
Gründen gegen diese Neuerung stellte, fand im Plenum nur noch bei einer aus SP, GP
und EVP formierten Minderheit Unterstützung. Die bürgerliche Mehrheit setzte gegen
den Bundesrat und die Linke zudem durch, dass in den privaten Stationen politische
und religiöse Werbespots gesendet werden dürfen. Diese Liberalisierung soll gemäss
einem angenommenen Antrag Hochreutener (cvp, BE) allerdings nicht für die
schweizerischen Werbefenster ausländischer Sender gelten. Diese Einschränkung
wurde von Direktinteressierten und Experten als unvereinbar mit dem Europäischen
Übereinkommen zum grenzüberschreitenden Fernsehen gewertet. Einen Erfolg konnte

ANDERES
DATUM: 18.03.2004
HANS HIRTER
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die Linke bei den Bestimmungen über Werbung, die sich speziell an Kinder und
Jugendliche richtet, erzielen: Gemäss ihrem mit knappem Mehr angenommenen Antrag
wird diese verboten.

Die SVP, aber auch eine Mehrheit der FDP, die in verschiedenen Bereichen versuchten,
die Stellung der Privaten gegenüber der SRG zusätzlich zu verbessern, drangen mit den
meisten dieser Anträge nicht durch. So lehnte es die Parlamentsmehrheit ab, dass die
SRG in jeder Sprachregion nur zwei Fernseh- und drei Radioprogramme anbieten kann
(also zumindest in der Deutschschweiz weniger als bisher), oder dass für
zielgruppenorientierte Programme (z.B. die für Jugendliche konzipierten Radiosender
DRS3 und Couleur3) die Konzession nur dann an die SRG erteilt werden darf, wenn kein
Privatsender die Konzessionsvoraussetzungen erfüllt, oder dass der SRG untersagt wird,
ihre regionalen Programmfenster auszubauen. Einig war sich der Rat bei der Ablehnung
des Regierungsantrags, einen unabhängigen Beirat zu schaffen, welcher beobachten
soll, wie die SRG ihren Auftrag erfüllt. Aber auch die von der Kommission
vorgeschlagenen Publikumsräte mit ähnlicher Funktion, deren Mitglieder vom
Bundesrat ernannt worden wären (nicht zu verwechseln mit den bestehenden
gleichnamigen Institutionen der SRG) fanden keine Mehrheit. Das vom Bundesrat
vorgeschlagene Gebührensplitting, das konzessionierten und mit einem
Leistungsauftrag versehenen privaten Veranstaltern einen Anteil von höchstens 4% der
Radio- und Fernsehgebühren zuweist (bisher waren es rund 1%), stiess auf keinen
besonderen Widerstand. Allerdings präzisierte der Rat auf Antrag seiner Kommission,
dass zwei verschiedene Töpfe geschaffen werden: Die Fernsehstationen erhalten
maximal 4% der Fernsehgebühren und die Radiosender maximal 4% der niedrigeren
Radiogebühren. Insgesamt werden auf diese Weise rund 44 Mio Fr. umverteilt. Von der
FDP und der SVP erfolglos bekämpft wurde dabei die Bestimmung, dass pro
„Versorgungsgebiet“ (Agglomeration, Region) nur eine derartige Konzession erteilt wird.
Schliesslich wurde gegen den Antrag des Bundesrats die Nutzungsforschung aus dem
Aufgabenbereich der SRG herausgenommen und eine Stiftung damit betraut; in dieser
sollen neben der SRG auch andere Veranstalter vertreten sein. In der
Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat das totalrevidierte RTVG mit 137:26 Stimmen
gut. Dagegen gestimmt hatte knapp die Hälfte der SVP-Fraktion, nach deren Meinung
die Vormachtstellung der SRG zu wenig eingeschränkt worden war. 31

Als Zweitrat befasste sich der Ständerat in der Frühlingssession mit der Totalrevision
des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG). Nachdem der Nationalrat das revidierte RTVG
in der Frühlingssession 2004 gutgeheissen hatte, war im Ständerat Eintreten
unbestritten. Kommissionssprecher Escher (cvp, VS) hob in der Eintretensdebatte das
Hauptmerkmal dieser Revision hervor, nämlich einen Ausgleich zwischen der SRG und
den privaten Anbietern. Auch Bundesrat Leuenberger lenkte die Aufmerksamkeit auf
die Erleichterung des Marktzutritts für Private. Die Dualität, die sich durch die gesamte
Detailberatung und die vielfältigen Anträgen zog, lautete: „eine starke, aber nicht
allmächtige SRG einerseits und gestärkte private Veranstalter andererseits“. So wurde
immer wieder für bessere Bedingungen für Private plädiert, allerdings stets unter
Betonung der Wichtigkeit des Service public, auch bei privaten Programmveranstaltern.
Unablässig und über Parteigrenzen hinweg wurden die Berücksichtigung aller
Sprachregionen und der politisch identitätsstiftende Beitrag der SRG betont. Die
Beratung zog sich über mehrere Tage hinweg und war von vielen Minderheits- und
Mehrheitsanträgen gekennzeichnet. Die Differenzbereinigung konnte 2005 noch nicht
abgeschlossen werden.

In der Detailberatung lehnte der Ständerat die vom Nationalrat beschlossene Zulassung
der politischen und religiösen Werbung bei den privaten Stationen ab. Die Werbung für
Wein und Bier bei privaten Sendern fand hingegen auch in der kleinen Kammer
Zustimmung. Sie lehnte es aber mit 18:17 Stimmen ab, das für die SRG geltende Alkohol-
und Tabakwerbeverbot auch auf die Programm- und Werbefenster ausländischer
Fernsehsender auszuweiten. Weitere Differenzen zum Nationalrat gab es bei der
Unterbrecherwerbung und beim Sponsoring. Die Unterbrecherwerbung wurde gänzlich
untersagt, das Sponsoring hingegen auch für Radiosender zugelassen.

Beim Gebührensplitting zugunsten der privaten Veranstalter standen fünf Varianten zur
Diskussion. Die vom Nationalrat vorgenommene Aufteilung in einen Topf für das
Fernsehen und einen für das Radio wurde bestätigt. Anstelle der von der grossen
Kammer beschlossenen Obergrenze von je 4% legte der Ständerat die zu verteilenden
Anteile an den Gebühren auf 3-5% für Radio- und 2-5% für Fernsehveranstalter fest.
Die vom Nationalrat eingeführte Bestimmung, die Anzahl der Konzessionen auf zwei

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.2005
CHRISTIANE ZWAHLEN
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Fernseh- und zwei Radiosender je Unternehmen zu beschränken, fand in der kleinen
Kammer keine Zustimmung und wurde ersatzlos gestrichen. Nicht einverstanden war
eine Mehrheit im Ständerat auch mit der vom Nationalrat beschlossenen Herauslösung
der Nutzungsforschung und der Unabhängigen Beschwerdeinstanz (UBI) aus dem
Bereich der SRG. In der Gesamtabstimmung hiess der Ständerat die Gesetzesrevision
mit 23 zu 0 Stimmen gut. 32

In der Herbstsession begann der Nationalrat mit der Differenzbereinigung, welche aber
im Berichtsjahr noch nicht beendet werden konnte. Er schloss sich bei der politischen
und religiösen Werbung sowie beim Sponsoring dem Ständerat an. Bei allen anderen
wichtigen Differenzen beharrte er jedoch auf seinen Positionen. Er hielt am Verbot für
Wein- und Bierwerbung in den ausländischen Programmfenstern fest, sprach sich für
einen fixen Satz von 4% der zu verteilenden Gebühren aus (in erster Lesung hatte er
sich für einen Maximalsatz von 4% ausgesprochen), wollte nur höchstens je zwei
Fernseh- und Radiokonzessionen pro Anbieter vergeben, und hielt daran fest, die
Nutzungsforschung und die UBI als von der SRG unabhängige Institutionen neu zu
gründen. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2005
CHRISTIANE ZWAHLEN

Der Ständerat konnte in der Wintersession nicht alle Differenzen ausräumen. Er gab
zwar beim Verbot der Alkoholwerbung in ausländischen Programm- und Werbefenstern
und auch bei der Verselbständigung der Nutzungsforschung nach. Beim
Gebührensplitting fasste er einen Kompromissentscheid: Er verzichtete auf eine
Differenzierung zwischen Radio- und Fernsehstationen, lehnte aber einen fixen Satz
weiterhin ab und schlug für beide einen Anteil von 3% bis 5% vor. Mit der Beschränkung
der Anzahl Konzessionen je Anbieter und der Neustrukturierung der UBI konnte er sich
immer noch nicht befreunden. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2005
CHRISTIANE ZWAHLEN

Bei der letzten Runde der Differenzbereinigung beschloss der Nationalrat beim
Gebührensplitting an seinem Beschluss festzuhalten und den privaten Radio- und
Fernsehveranstaltern einen fixen Satz von je 4% zu überlassen. Der Antrag von Stamm
(svp, AG), den privaten Radiosendern einen fixen Satz von 4% und den privaten
Fernsehstationen einen Gebührenanteil zwischen 3 und 5% zu überlassen, hatte trotz
der Unterstützung durch die CVP-Fraktion keine Chance. Bei der Beschwerdeinstanz
folgte der Rat entgegen dem Vorschlag seiner Kommission dem Konzept des Ständerats.
Die Unabhängige Beschwerdeinstanz (UBI) beurteilt demnach weiterhin nur den
redaktionellen Teil von Radio und Fernsehen, während die Einhaltung der Vorschriften
über Werbung, Sponsoring und neu auch des Verbots politischer und religiöser
Werbung durch das Bundesamt für Kommunikation beaufsichtigt wird. Ebenfalls dem
Ständerat folgte der Nationalrat bei der Finanzierung des Auslandangebots der SRG,
der Bund übernimmt künftig die Hälfte der Kosten. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2006
ANDREA MOSIMANN

Das Geschäft ging zurück an den Ständerat, dieser schloss sich bei allen verbleibenden
Differenzen dem Nationalrat an. Er folgte dabei den Anträgen seiner Kommission, die
die Chancen einer Einigungskonferenz als gering beurteilte, weil der Nationalrat bei
allen bestehenden Differenzen mit relativ klaren Mehrheiten entschieden hatte. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.2006
ANDREA MOSIMANN

Nach zweijähriger Debatte im Parlament konnte in der Frühjahrssession des
Berichtsjahres das totalrevidierte Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) verabschiedet
werden. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.2006
ANDREA MOSIMANN

Im April setzte der Bundesrat das neue Radio- und Fernsehgesetz und die
dazugehörige Verordnung in Kraft. Die neue Verordnung räumt privaten Veranstaltern
wesentlich mehr kommerzielle Freiheiten ein, etwa hinsichtlich der
Unterbrecherwerbung, der Werbedauer und der Werbung auf geteilten Bildschirmen.
Die SRG darf Kino- und Fernsehfilme weiterhin einmalig mit Werbespots unterbrechen
und auch die Produktplacierung bleibt ihr erlaubt. Die Internetseiten der SRG müssen
dagegen von kommerziellen Botschaften frei bleiben. Bezüglich der Zuteilung von
Empfangsgebühren für private Radio- und Fernsehstationen wurde festgelegt, dass die

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Gebührenfinanzierung höchstens die Hälfte der Betriebskosten eines Senders
ausmachen soll. Bei Veranstaltern mit besonders aufwendig zu versorgenden Gebieten
darf dieser Anteil auf maximal 70% ansteigen. Weiter werden Kabelnetzbetreiber
verpflichtet, konzessionierte Schweizer Sender sowie die ausländischen Programme
Arte, 3sat, Euronews, TV5, ARD, ORF 1, France 2 und Rai Uno analog zu verbreiten.
Die Verordnung regelt auch die Erhöhung der Empfangsgebühren. Der Bundesrat hatte
2006 den Vorentscheid getroffen, die Gebühren um insgesamt 2,5% zu erhöhen. Er
setzte ihn nun in der Verordnung so um, dass die Fernseh-Empfangsgebühren um 4,1%
ansteigen und jene fürs Radio unverändert bleiben. Damit berücksichtigte er die
unterschiedliche Kostenentwicklung in den beiden Mediengattungen. Der Nationalrat
lehnte eine Motion Hegetschweiler (fdp, ZH) (Mo. 06.3664) zum Verzicht auf die
Erhöhung der Empfangsgebühren ab. 38

Änderung des Bundesgesetzes über Radio
und Fernsehen vom 25. September 2009
(Lockerung des Alkoholwerbeverbots)

Radio und Fernsehen

Die Schweiz unterzeichnete im Oktober das Media-Abkommen mit der EU. Die
Teilnahme an der Filmförderung der EU steht unter der Voraussetzung, dass in der
Schweiz ab 2009 eine weitere Bestimmung der EU-Richtlinie „Fernsehen ohne
Grenzen“ zur Anwendung kommt. Dabei würden Webefenster ausländischer Sender nur
noch den Vorschriften ihres Herkunftslandes und nicht mehr dem Schweizerischen
Recht unterstehen. Dies hätte eine Lockerung der Werbebeschränkungen für
Alkoholika, Politik und Religion zur Folge und würde eine Revision des neuen Radio-
und Fernsehgesetzes erfordern. Beide Räte wiesen das Abkommen an den Bundesrat
zurück. Dieser soll es in der vorläufig geltenden Version anwenden und versuchen,
während der Übergangsfrist bessere Bedingungen auszuhandeln. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2007
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat will das Radio und Fernsehgesetz revidieren und das
Alkoholwerbeverbot lockern. Eine entsprechende Vorlage hat er im November
verabschiedet. Auslöser dafür war die Teilnahme am EU-Filmförderprogramm „Media“,
welche die Schweiz verpflichtet, die EU-Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“
anzuwenden. Diese sieht vor, dass ausländische Fernsehveranstalter auch in nationalen
Werbefenstern für Alkohol, Politik und Religion werben dürfen. Im Auftrag des
Parlaments führte der Bundesrat mit der EU Nachverhandlungen über diese
Werbebestimmungen. Er konnte dabei erreichen, dass die Schweiz strengere
Werberegelungen aufrechterhalten darf, wenn sie verhältnismässig, nicht
diskriminierend und im öffentlichen Interesse sind. Die Werbeverbote für Spirituosen,
Alcopops, Religion und Politik können damit wohl aufrechterhalten werden. Bei Bier
und Wein dürfte dies hingegen nicht gelingen, weil lokale Fernsehveranstalter in der
Schweiz bereits für solche Getränke werben dürfen. Um gleich lange Spiesse zu
schaffen, will der Bundesrat daher alle Schweizer Fernsehveranstalter für Bier und Wein
werben lassen – also auch die nationalen und sprachregionalen Sender. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.2008
ANDREA MOSIMANN

2009 hatte das Parlament darüber zu entscheiden, ob das Werbeverbot für leichte
Alkoholika auf den nationalen Fernsehsendern aufgehoben werden soll. Der Bundesrat
hatte Ende 2008 eine entsprechende Vorlage zur Änderung des Radio- und
Fernsehgesetzes präsentiert. Grund für die Änderung ist die Teilnahme der Schweiz am
EU-Filmförderungsprogramm MEDIA, für welche die Übernahme des so genannten
Herkunftsprinzips bei der Fernsehwerbung eine Bedingung ist. Dies bedeutet, dass die
auf die Schweiz ausgerichtete Werbung von Sendern mit Sitz in der EU von der EU-
Gesetzgebung geregelt wird und nicht mehr von der Schweiz. Die Schweiz hatte jedoch
bis jetzt strengere Regeln für Werbefenster als die EU, so verbot sie den nationalen und
den ausländischen TV-Sendern (jedoch nicht den regionalen und lokalen Sendern),
Werbung für Bier und Wein auszustrahlen. Werbung für hochprozentige alkoholische
Getränke und Werbung mit politischen oder religiösen Inhalten ist in der Schweiz allen
Sendern verboten. 2007 war das MEDIA-Abkommen vom Parlament an den Bundesrat
zurückgewiesen worden. Der Bundesrat musste Nachverhandlungen mit der EU führen,
die es der Schweiz erlauben sollten, weiterhin eine strengere Gesetzgebung als die EU
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durchzusetzen. Das MEDIA-Abkommen wurde währenddessen provisorisch
weitergeführt. Erreicht wurde eine Regelung, die der Schweiz eine strengere
Gesetzgebung erlaubt, wenn eine solche im öffentlichen Interesse, verhältnismässig
und nicht diskriminierend ist. Für das Werbeverbot betreffend leichte Alkoholika ist das
jedoch nicht der Fall, da regionale Sender in der Schweiz für Bier und Wein bereits
werben dürfen. Da die Schweiz dieses diskriminierende Verbot gegenüber den
ausländischen Sendern nicht mehr durchsetzen könnte, schlug der Bundesrat vor, das
Verbot der Werbung für Bier und Wein auch gegenüber der SRG aufzuheben. Ansonsten
würden die Schweizer Sender benachteiligt und Werbegelder könnten an ausländische
Sender abfliessen. Der Ständerat stellte sich gegen den Vorschlag des Bundesrates und
befürwortete stattdessen ein totales Alkoholwerbeverbot für alle Sender. Argumentiert
wurde mit dem Jugendschutz. Der Nationalrat unterstützte dagegen die vom Bundesrat
vorgeschlagene Änderung. Die Räte wurden sich in der Differenzbereinigung nicht einig,
so dass eine Einigungskonferenz nötig wurde. Diese beantragte mit 13 zu 12 Stimmen,
die Werbung für leichte Alkoholika zu erlauben. Beide Räte stimmten diesem Antrag zu
und passten das Radio- und Fernsehgesetz somit entsprechend an. 41

Die Referendumsfrist zur Abänderung des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) im Sinn
des MEDIA-Abkommens Schweiz–EG zur Filmförderung lief im Januar des Berichtjahrs
ab. Das geänderte RTVG trat damit zusammen mit dem Bundesbeschluss zur
„Finanzierung der Teilnahme der Schweiz am EG-Programm MEDIA für die Jahre
2010–2013“ vom Mai 2010 in Kraft. Damit wurde Werbung für leichte Alkoholika auf
öffentlichen TV-Kanälen zugelassen. Zusätzlich zur im Vergleich mit der EU strengeren
Gesetzgebung für Alkoholwerbung, auferlegten sich die SRG-Sender eine
Selbstbeschränkung, die mit Ausnahme von Bierwerbung bei der Übertragung grosser
Sportveranstaltungen vor 20h00 keine Alkoholwerbung zulässt. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.07.2010
SUZANNE SCHÄR

Neues System für die Erhebung der Radio-
und Fernsehgebühren (Mo. 10.3014)

Radio und Fernsehen

In der Folge des Bundesratsberichts, der in Erfüllung eines entsprechenden Postulats
der nationalrätlichen Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-N) die
Erhebung und das Inkasso der Radio- und Fernsehempfangsgebühren überprüfte,
reichte die KVF-N im Februar eine Motion für ein „Neues System für die Erhebung der
Radio- und Fernsehgebühren“ ein. Diese will den Bundesrat damit beauftragen, eine
Vorlage zur Gebührenpflicht auszuarbeiten, die dem zunehmend mobilen Radio- und
Fernsehkonsum Rechnung tragen und geräteunabhängig erfolgen soll. Im neuen
Finanzierungssystem wäre die Gebührenpflicht nicht mehr an ein Empfangsgerät
gebunden, sondern würde unabhängig von der tatsächlichen Existenz eines oder
mehrerer solcher pro Haushalt oder Unternehmung erhoben. Der Nationalrat überwies
die Motion Ende September, die Behandlung durch den Ständerat war für die
Frühlingssession 2011 vorgesehen. Der Schweizerische Gewerbeverband sah mit dem
vorgeschlagenen Regime neue Belastungen auf die Klein- und Mittelbetriebe
zukommen. Er bekämpfte das Ansinnen medienwirksam als versteckte Einführung einer
neuen Haushalt- bzw. Kopfsteuer und rief seine Mitglieder zu einem Hausverbot für
Billag-Inspektoren auf. 43

MOTION
DATUM: 30.09.2010
SUZANNE SCHÄR

Der Gesetzgeber beschäftigte sich im Berichtsjahr vornehmlich mit der SRG und der
Teilrevision zum Radio- und Fernsehgesetz. Die Motion für ein „Neues System für die
Erhebung der Radio- und Fernsehgebühren“ wurde vom Ständerat überwiesen,
nachdem der Nationalrat sie bereits 2010 angenommen hatte. Ein Postulat und eine
Motion Fehr (sp, SH), die einen Bericht und ein Observatorium zu den Dynamiken im
Internet forderten, um damit auch den gezielten Umgang mit neuen Medien zu fördern,
wurden in der grossen Kammer hingegen abgelehnt. Weiter setzte der Bundesrat auf
die Selbstregulierung der Medien. 44

MOTION
DATUM: 16.03.2011
DEBORA SCHERRER
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Die Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrats (KVF-N) hatte im
Februar 2010 eine Motion für ein „Neues System für die Erhebung der Radio- und
Fernsehgebühren“ eingereicht. Nachdem der Nationalrat diese im September 2010
angenommen hatte, überwies sie der Ständerat mit dem Vorbehalt, die Kleinbetriebe
von der für sie unzumutbaren Gebührenpflicht zu befreien. Damit wurde dem
Vorbehalt des Schweizerischen Gewerbeverbands Rechnung getragen, der die Motion
publizistisch massiv bekämpft hatte. Die Motionen Fournier (cvp, VS) und Luginbühl
(bdp, BE), deren Anliegen zuvor in die Kommissionsmotion integriert worden waren,
wurden zurückgezogen. 45

MOTION
DATUM: 16.03.2011
DEBORA SCHERRER

Prüfung der Verwendung von überschüssigen
Gebührenanteilen (Po. 10.4032)

Radio und Fernsehen

Peter Bieri (cvp, ZG) hatte im Dezember 2010 das Postulat zur Änderung des RTVG
eingereicht. Es will, nichtausbezahlte Gebührengelder zur Förderung journalistischer
Qualität sowie gemeinsamer Initiativen der Branche verwenden. Bieri will, dass der
Bundesrat im Rahmen der geplanten Teilrevision RTVG gesetzliche Grundlagen prüft,
die es ermöglichen, die angesammelten, nicht ausbezahlten Gebührengelder einer
anerkannten schweizerischen Ausbildungsinstitutionen für Journalismus und
Medienmanagement zukommen zu lassen. Der Ständerat nahm das Postulat an. 46

POSTULAT
DATUM: 16.03.2011
DEBORA SCHERRER

Ebenfalls als erledigt abzuschreiben sei gemäss Botschaft zur RTVG-Teilrevision das
2011 überwiesene Postulat Bieri (cvp, ZG) zur Verwendung überschüssiger
Gebührenanteile privater Radio- und Fernsehveranstalter für die Förderung der
journalistischen Qualität. Schaffung und Betrieb einer in Erfüllung dieses Zweckes zu
gründenden Stiftung wäre mit unverhältnismässigem Aufwand verbunden,
argumentierte die Regierung in ihrer Botschaft, und verwies auf bestehende
Subventionierungen und Möglichkeiten für die Aus- und Weiterbildung von
Medienschaffenden. 47
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DATUM: 29.05.2013
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Verbot der doppelten Erhebung der
Gebühren durch die Billag (Mo. 11.4080)

Radio und Fernsehen

Die Diskussion um die Empfangsgebühren warf auch im Berichtsjahr weiterhin hohe
Wellen und der öffentliche Druck stieg weiter an. Eine Motion Rickli (svp, ZH) verlangte
im Rahmen einer Änderung des Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) einen Systemwechsel
bei der Meldepflicht und ein Verbot einer doppelten Erhebung von Gebühren durch die
Billag. Die Motion wurde von beiden Räten angenommen und an den Bundesrat
überwiesen. Dieser unterstützte die Motion ebenfalls, da die darin geforderten
Änderungen mit der geplanten Teilrevision des RTVG einhergehen, welche im Mai in die
Vernehmlassung geschickt wurde. Ziel der Teilrevision sei auch ein sachgerechtes und
zweckmässiges Gebührensystem für die Sicherstellung des Service Public in der
Schweiz. Neu soll eine Abgabe von jedem Haushalt und jedem Unternehmen entrichtet
werden – die geräteabhängige Empfangsgebühr soll also abgeschafft werden. Begründet
wurde dieser Entscheid durch den technologischen Fortschritt, aufgrund dessen heute
auch via Internet und Smartphones die Leistungen der SRG-Medien konsumiert werden
können. Das Gewerbe und bürgerliche Medienpolitiker kündigten ihren Widerstand
an. 48

MOTION
DATUM: 10.05.2012
MÄDER PETRA

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 16



In seiner Botschaft zur Änderung des Radio- und Fernsehgesetzes beantragte der
Bundesrat, eine im Vorjahr überwiesene Motion Rickli (svp, ZH), die sich gegen die
doppelte Erhebung von Gebühren durch die Billag gewehrt hatte, als erledigt
abzuschreiben. Mit dem Wegfall der Meldepflicht durch den Systemwechsel werde das
Problem umgangen, dass Nutzer im Falle eines Umzugs in einen bestehenden Haushalt
wegen Vernachlässigung der Abmeldepflicht der Billag sowohl am neuen wie auch am
alten Wohnsitz Gebühren schulden. 49

MOTION
DATUM: 29.05.2013
MARLÈNE GERBER

Änderung des Bundesgesetzes über Radio
und Fernsehen (RTVG) vom 26. September
2014

Radio und Fernsehen

Nach einer im Vorjahr durchgeführten Vernehmlassung präsentierte die
Landesregierung dem Parlament im Mai des aktuellen Jahres eine Botschaft zur
Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG). Der Bundesrat
optierte gemäss Auftrag des Parlaments und in Erfüllung einer Motion der Kommission
für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrats (KVF-NR) für eine generelle
Abgabepflicht für Radio und Fernsehen, welche die in der Vergangenheit mehrfach in
Kritik geratene, geräteabhängige Billag-Empfangsgebühr ablösen soll. Trotz Kritik von
einigen gewichtigen Vernehmlassern hielt der Bundesrat somit an dem in seiner
ursprünglichen Vorlage enthaltenen Vorschlag fest, kaum Möglichkeiten zur
Abgabebefreiung vorzusehen. Für ein „Opting out“ für Personen mit bewusstem
Verzicht auf Radio- und Fernsehkonsum hatten sich in der Vernehmlassung unter
anderem die Piratenpartei, Economiesuisse und mit dem Aargau, Genf und Schwyz drei
Kantone ausgesprochen. Die Mehrheit der Vernehmlasser, darunter alle Kantone mit
Ausnahme des Kantons Zürich sowie unter anderem die WEKO, Billag und die
stellungnehmenden Parteien ohne die SVP und die FDP, hatte sich jedoch im Grunde
hinter einen Systemwechsel gestellt und den Entwurf begrüsst. Von der neuen
Abgaberegelung ausgenommen werden sollen laut Vorlage des Bundesrats wie bisher
Bezüger von Ergänzungsleistungen (EL) der AHV und IV, wobei eine neue Regelung die
rückwirkende Befreiung ab Leistungsbezug einführen will. Ebenfalls neu sollen
Unternehmen mit einem Jahresumsatz von unter CHF 500'000 von der Abgabe befreit
werden. Nach aktuellem Stand hätten aufgrund letzterer Bestimmung 70% der in der
Schweiz angesiedelten Unternehmen keine Abgabe zu entrichten. Ob und inwiefern
Unternehmen überhaupt abgabepflichtig sein sollen, wurde in der Vernehmlassung
äusserst kontrovers diskutiert. Während der festgesetzte Grenzwert einigen
Vernehmlassern zu hoch angesetzt war, fanden ihn andere zu tief und wieder andere
schlugen neue Kriterien zur Bestimmung der Abgabepflicht vor. In seiner Botschaft zum
Entwurf vertrat der Bundesrat nach wie vor den ursprünglich genannten Grenzwert, der
jedoch in einem weiteren Schritt auf Verordnungsstufe festgelegt werden muss. Die
Vorlage sieht weiter vor, für die Eintreibung der Abgaben natürlicher Personen eine
nach Kriterien des öffentlichen Beschaffungsrechts ausgewählte private
Erhebungsstelle zu beauftragen, welche die Haushaltsdaten von den
Einwohnerregistern der Kantone und Gemeinden bezieht. Die Eidgenössische
Steuerverwaltung (ESTV) soll die Abgabe der Unternehmen direkt im Rahmen der
Mehrwertsteuererhebungen einziehen. Betreffend Letzterem präsentierte die
Regierung in der Vernehmlassung zwei Varianten. Die Abgabeerhebung via ESTV wurde
von der Mehrheit der Stellungnehmenden als effizienter und kostengünstiger eingestuft
als ein alternativ möglicher Einzug über die private Erhebungsstelle, welche die Daten
der Unternehmen über die ESTV bezogen hätte. Als Gründe für den Systemwechsel gibt
der Bundesrat in erster Linie die technologische Entwicklung, welche den Empfang von
Radio und Fernsehen auf neuen Geräten ermöglicht, sowie den durch das aktuelle
System verursachten hohen administrativen Aufwand an. Aus finanzieller Perspektive
soll die neue Regelung keine zusätzlichen Erträge generieren, was tendenziell zu einer
tieferen Abgabe pro Haushalt führen würde, so die entsprechenden Ausführungen in
der Botschaft. Weiter präsentiert der Bundesrat in seinem Entwurf den Vorschlag einer
Flexibilisierung der Gebührenanteile für private Radio- und Fernsehveranstalter
zwischen 3 und 5%. Der bisherige, fixe Prozentsatz von 4% hatte beim
Gebührensplitting zur Anhäufung von Überschüssen geführt, was mit einem variablen
Gebührenanteil vermieden werden soll. Wegen entgegengesetzter Ansichten der
Vernehmlasser beschloss der Bundesrat, bei seinem ursprünglichen Vorschlag zu
bleiben. Die Vorlage, welche 2014 dem Parlament zur Behandlung vorgelegt wird,
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enthält darüber hinaus Bestimmungen zu Kompetenzregelungen,
Konzessionsvoraussetzungen sowie weitere Regelungen für die privaten Radio- und
Fernsehveranstalter. 50

An seiner Versammlung zum 20-jährigen Verbandsbestehen forderte Telesuisse, der
Verband Schweizer Regionalfernsehen, höhere Gebührenanteile für Regionalsender,
um den technologischen Wandel zu vollziehen. Gemäss Verband soll der bestehende,
fixe Anteil von 4% im Rahmen der anstehenden Debatte zur Revision des Radio- und
Fernsehgesetzes (RTVG) auf eine Bandbreite von 4-6% gehoben werden. 51
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Beinahe sieben Stunden dauerte die Debatte zur Änderung des Bundesgesetzes über
Radio und Fernsehen (RTVG), welche der Nationalrat in der Frühjahrssession als Erstrat
führte und die in erster Linie zum Ziel hatte, die geräteabhängige Gebühr für Radio und
Fernsehen durch ein geräteunabhängiges System zu ersetzen. Zuerst hatte die grosse
Kammer über einen Nichteintretensantrag einer Minderheit der KVF-NR, angeführt
durch Natalie Rickli (svp, ZH) zu befinden. Diese argumentierte, die generelle
Abgabepflicht käme einer Mediensteuer gleich und zusätzliche Steuern könnten
lediglich über den Verfassungsweg eingeführt werden. Mit 119 zu 68 Stimmen lehnte der
Nationalrat dieses Begehren schliesslich ab, womit die Mehrheit der grossen Kammer
zum Ausdruck brachte, dass es sich ihrer Ansicht nach im vorliegenden Fall um eine
Abgabe handle, was ebenfalls den Schlussfolgerungen eines 2010 erschienenen
juristischen Gutachtens entsprach. Als einzige Fraktion stellte sich die SVP geschlossen
gegen Eintreten auf die Vorlage. Die FDP-Liberale Fraktion war in der Eintretensfrage
"ziemlich exakt geteilter Meinung", wie Gabi Huber (fdp, UR) als Fraktionssprecherin
bemerkte. Alle anderen Fraktionen lehnten den Minderheitsantrag bei vereinzelten
Enthaltungen geschlossen ab. Ebenfalls mit ähnlichen Mehrheiten abgelehnt wurde ein
Rückweisungsantrag einer beinahe identischen Kommissionsminderheit und zwar mit
den Aufträgen, zuerst eine Botschaft über den verfassungsmässigen Leistungsauftrag
der SRG vorzulegen und das Volk zur Einführung einer Mediensteuer zu befragen.
Ferner verlangte ein Einzelantrag Grossen (glp, BE) die Rückweisung des Geschäfts, um
eine Vorlage auszuarbeiten, welche eine Finanzierung über den Bundeshaushalt
vorsähe, womit sich eine private Inkassostelle erübrigen würde. Auch dieser Antrag
wurde relativ deutlich abgelehnt, fand nebst der SVP-Fraktion und einer qualifizierten
FDP-Minderheit jedoch auch Unterstützung bei einer geeinten GLP-Fraktion. In der
Detailberatung stellten mehrheitlich SVP-dominierte aber auch links-grüne oder gar
gemischte Kommissionsminderheiten zahlreiche Anträge, die jedoch fast ausnahmslos
chancenlos blieben. Die Kommissionsmehrheit konnte sich mit ihren
Änderungsanträgen auch erfolgreich gegen einen Minderheitsantrag Hurter (svp, SH)
durchsetzen, als es darum ging, die Gebührenanteile für private Radio- und
Fernsehveranstalter auf eine Spannbreite von 4-5% zu erhöhen. Ebenfalls obsiegte sie
gegen eine Minderheit Huber (fdp, UR), welche die Aufteilung der Gelder zwischen
Radio und Fernsehen analog Bundesrat nicht auf ein bestimmtes Verhältnis (36% zu
64%) festsetzen wollte. Als beinahe einziger Minderheitsantrag erfolgreich war ein von
Kurt Fluri (fdp, SO), Olivier Français (fdp, VD) und Gabi Huber (fdp, UR) getragener
Kompromissvorschlag für ein eingeschränktes Opting out: Bis fünf Jahre nach
Inkrafttreten des Gesetzes sollen sich Haushalte ohne Empfangsmöglichkeiten von der
Abgabe befreien können. Weder die Allianz aus Grünen und SVP, welche sich für eine
generelle Befreiungsmöglichkeit einsetzte, noch die Kommissionsmehrheit, die analog
Bundesrat kaum Möglichkeiten für ein Opting-Out schaffen wollte, konnten
entsprechende Mehrheiten finden. Der zweite und letzte, durch eine marginale
Mehrheit von einer Stimme angenommene Minderheitsantrag, eingebracht durch
Christian Wasserfallen (fdp, BE), verhinderte den Ausbau der Regionaljournale der SRG,
damit diese den privaten Anbietern keine Konkurrenz machen. Ein bedeutender
Streitpunkt zeigte sich in der Frage, ob Unternehmen mit einem Mindestumsatz von
CHF 50'000 ebenfalls generell eine Abgabe zu entrichten hätten. Zwei Einzelanträge
Grossen (glp, BE) und Schilliger (fdp, LU), welche Unternehmen ganz von der
Abgabepflicht befreien wollten, wurden mit 92 zu 92 Stimmen bei zwei Enthaltungen
lediglich durch Stichentscheid des Präsidenten Lustenberger (cvp, LU) abgelehnt.
Gegen die Abgabepflicht für Unternehmen stellten sich die Fraktionen der GLP, BDP,
und SVP und die Mehrheit der FDP-Liberalen sowie einzelne CVP/EVP-
Fraktionsmitglieder. Im Unterschied zu der fixen, durch Privathaushalte zu
entrichtenden Abgabe sieht die bundesrätliche Fassung vor, die Höhe der Abgabe für
Unternehmen nach deren Umsatz zu bestimmen. In dieser Form verabschiedete der
Nationalrat, unter Opposition der GLP- und SVP-Fraktionen sowie einer starken FDP-
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Minderheit, den Entwurf an den Ständerat, welcher das Geschäft in der Sommersession
als Zweitrat behandelte. 52

Auch die ständerätliche Debatte zur RTVG-Revision kann mit einer Dauer von vier
Stunden und verschiedenen Änderungsanträgen als umkämpft bezeichnet werden.
Obgleich Eintreten unbestritten war, hatte auch die kleine Kammer über einen
Rückweisungsantrag zu befinden: Der Einzelantrag Altherr (fdp, AR) wollte vor der
parlamentarischen Debatte zur RTVG-Revision den Bericht über die Service-public-
Leistungen der SRG unter Berücksichtigung der Stellung und Funktion privater
Rundfunkanbieter abwarten, um die Gesetzesanpassung auf Basis eines klar umrissenen
Leistungsauftrags des Service public zu beraten. Obwohl die kleine Kammer mit
ebenfalls im Rahmen der RTVG-Debatte erfolgter Zustimmung zu einem Postulat der
eigenen Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF) der Erarbeitung eines
solchen Berichts zustimmte, wollte die Ratsmehrheit diesen innerhalb zweijähriger
Frist zu erarbeitenden Bericht nicht abwarten und lehnte den Rückweisungsantrag mit
31 zu 13 Stimmen deutlich ab. Bundesrätin Leuthard stellte in einem ausführlichen
Plädoyer klar, dass es bei der aktuellen Debatte rein um den Systemwechsel gehe; die
Debatte um den Service public werde man zu einem späteren Zeitpunkt führen. Ferner
verwies sie auf den verfassungsmässig bestehenden Leistungsauftrag, wonach
Schweizer Radio und Fernsehen "zur Bildung und kulturellen Entfaltung, zur freien
Meinungsbildung und zur Unterhaltung" beitragen. 
In der folgenden Detailberatung stimmte der Ständerat in den meisten Fällen der
Version des Nationalrats zu. So stützte die Kantonskammer entgegen einer
Kommissionsminderheit Theiler (fdp, LU) auch den im Erstrat nur mit Stichentscheid
des Präsidenten zustande gekommenen Beschluss, die Unternehmen mit einem
Jahresumsatz von CHF 500'000 oder höher nicht von der Abgabe zu befreien, und er
tat dies mit einer relativ deutlichen Mehrheit von 25 zu 14 Stimmen. Differenzen zur
grossen Kammer schuf der Ständerat namentlich in der Frage zum Opting-out, in der
Festlegung der Abgabenhöhe für private Veranstalter mit Abgabenanteil sowie
betreffend Fixierung der Gebührenanteile für Radio und Fernsehen; letztere - in der
Frühjahrssession vom Nationalrat eingeführte Bestimmung zur Fixierung der
Abgabenanteile - strich er aus dem Entwurf. Oppositionslos beschloss der Rat, gänzlich
auf die temporäre Möglichkeit zur Abgabebefreiung zu verzichten. Auf Antrag einer
bürgerlichen Kommissionsminderheit stimmte der Ständerat mit 28 zu 14 Stimmen
einer erneuten Erhöhung der Spannbreite für die Abgabenanteile an die privaten
Anbieter zu (4-6%). Bundesrätin Leuthard (cvp), die diesen Entscheid quantifizierte,
sprach bei dieser Lösung von einem Betrag von insgesamt CHF 81 Mio.; die vom
Nationalrat vorgeschlagene Spannbreite von 4-5% würde zu ungefähren
Gebührenanteilen von CHF 67 Mio. führen. Der bundesrätliche Entwurf beinhaltete eine
Spannbreite von 3-5%. Eine weitere Differenz schuf der Ständerat bei der Frage zum
Umgang mit Überschüssen aus den Gebührenanteilen. Während eine Mehrheit im
Nationalrat gemäss bundesrätlichem Entwurf die Überschüsse den Gebührenzahlenden
zurückerstatten wollte, stand eine ständerätliche Mehrheit für eine Umverteilung nach
festgelegtem Schlüssel an die privaten Veranstalter mit Abgabenanteil ein.
Kommissionssprecher Imoberdorf (csp, VS) vertrat die Ansicht, dass die Rückerstattung
eines kleinen Betrags an die einzelnen Gebührenzahler einen unverhältnismässigen
bürokratischen Aufwand verursachen würde. Bis zu einem Viertel der Überschüsse
sollen für die Aus- und Weiterbildung eingesetzt werden, maximal drei Viertel könnten
für die Förderung neuer Verbreitungstechnologien oder digitaler
Fernsehproduktionsverfahren sowie bis zu 10% für die allgemeine Information der
Öffentlichkeit verwendet werden. Mit 25 zu 11 Stimmen aus dem bürgerlichen Lager
schickte der Ständerat die so modifizierte Vorlage zur Differenzbereinigung zurück in
den Nationalrat. 53
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In der Differenzbereinigung im September schaffte der Nationalrat als Erstrat bereits
alle bis auf eine der bestehenden Differenzen bei der RTVG-Revision aus der Welt:
Einer Minderheit Lehmann (cvp, BS) folgend schloss er sich gegen die Fraktionen der
BDP und SVP sowie einer qualifizierten FDP-Minderheit dem ständerätlichen Vorschlag
zur Erhöhung der Abgabenanteile an private Veranstalter an. Oppositionslos beschloss
die grosse Kammer, dem Ständerat folgend, auf eine Fixierung der Abgabenanteile für
Radio und Fernsehen zu verzichten. Entgegen einer starken Kommissionsminderheit
Rickli (svp, ZH) schloss sich der Nationalrat mit knappen 98 zu 90 Stimmen bei zwei
Enthaltungen ebenfalls dem ständerätlichen Vorschlag an, dass die Überschüsse aus
den Gebührenanteilen nicht an die Gebührenzahlenden zurückzuerstatten seien.
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Erfolgreich beharrte der Nationalrat entgegen einer breiten Kommissionsminderheit
aus Mitte-Links auf der Möglichkeit eines fünfjährigen Opting-outs für Personen ohne
Empfangsgerät. Nachdem der Nationalrat sich in insgesamt fünf Differenzen dem
Ständerat angeschlossen hatte, beschloss die kleine Kammer, in dieser letzten Differenz
auf die Version des Nationalrats umzuschwenken. So konnte die Gesetzesvorlage noch
in der Herbstsession verabschiedet werden. Im Nationalrat stellten sich die Fraktionen
der GLP und SVP mit einer Mehrheit der FDP/Liberalen-Fraktion gegen die Vorlage,
womit diese mit 109 zu 85 Stimmen verabschiedet wurde. Etwas klarer waren die
Mehrheitsverhältnisse im Ständerat, wo mit 28 zu 14 Stimmen zwei Drittel der
Kantonsvertreter die Vorlage befürworteten. 54

Sogleich nach der parlamentarischen Verabschiedung kündigte der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) das Referendum gegen die RTVG-Vorlage an. Der Verband
stellte sich gegen die doppelte finanzielle Belastung der Unternehmer, welche die
Abgabe künftig sowohl als Bürger wie auch als Unternehmen zu entrichten hätten. Dies,
sofern sie mit ihrem Unternehmen einen Jahresumsatz von über CHF 500'000
generieren, wobei der Umsatz die Höhe der Abgabe bestimmt, die der Bundesrat in
sechs Tarifkategorien festzulegen gedenkt. In seiner Botschaft zur RTVG-Revision hatte
der Bundesrat mit Rückgriff auf die Mehrwertsteuerstatistik 2010 festgehalten, dass bei
Definition des Mindestumsatzes bei einer halben Million weniger als 30% aller
Unternehmen abgabepflichtig wären. Für einen Drittel aller abgabepflichtigen
Unternehmen (Jahresumsatz CHF 500'000 bis 1 Mio.) würde die Abgabe ähnlich bis
gleich hoch ausfallen wie diejenige der Privathaushalte. Die 327 in der Schweiz
registrierten Unternehmen, die mit einem Jahresumsatz von über CHF 1 Mrd. in die
höchste Tarifstufe eingeteilt würden, hätten pro Jahr eine Abgabe in der Höhe von CHF
39'000 zu entrichten. Gemäss bundesrätlicher Botschaft hätten über 80% aller
abgabepflichtigen Unternehmen jedoch nicht mit einer Abgabe über einem Betrag von
CHF 1'000 zu rechnen. Mitte Dezember gab der SGV-Direktor Hans-Ulrich Bigler
bekannt, dass das Komitee "Nein zur Billag-Mediensteuer" bereits weit über die nötigen
50'000 Unterschriften sammeln konnte. Die Referendumsfrist endet am 15. Januar
2015. 55
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Mitte Januar 2015 deponierte der Gewerbeverband (SGV) sein Referendum gegen die
RTVG-Vorlage mit 91'990 Unterschriften bei der Bundeskanzlei, wovon deren 91'308
gültig waren und womit die erforderliche Anzahl Unterschriften (50'000) für das
Zustandekommen eines Referendums bei Weitem übertroffen wurde. Der SGV störte
sich nicht primär an der Einführung einer generellen Abgabe für alle Haushalte, sondern
vielmehr an der "Zwangsabgabe" für Unternehmen, wie der Direktor des SGV, Hans-
Ulrich Bigler, vor den Medien zu Protokoll gab. Sogleich meldete sich das
Befürworterkomitee unter der Führung der CVP zu Wort, mit dem Ziel, die Einwände
des SGV zu relativieren. 75% aller Unternehmen hätten aufgrund ihres geringen
Jahresumsatzes (CHF 500'000 oder weniger) keine Abgabe zu entrichten und weitere
9% der Unternehmen hätten mit der neuen Gesetzgebung geringere Zahlungen zu
leisten. 56
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Der Abstimmungskampf zur RTVG-Vorlage wurde von Beginn an kontrovers geführt und
von den Medien in einer Ausführlichkeit begleitet, die im Vergleich zu den anderen zur
Abstimmung stehenden Vorlagen beispiellos blieb. Dabei liess sich nicht verhindern,
dass die Debatte nicht nur eine technische und die Umstellungen im Gebührensystem
betreffende blieb, sondern gemäss Medien eher in eine Grundsatzdebatte zum Service
public und zur Rolle der SRG mündete. Rückblickend ist jedoch auch dieser Beschrieb
des Abstimmungskampfes nicht ganz zutreffend, denn die Debatte enthielt wenig
Substanz und dafür umso mehr Polemik.
Bereits Mitte Februar und somit gut vier Monate vor dem angesetzten
Abstimmungstermin, dem 14. Juni 2015, war der Direktor des Gewerbeverbandes (SGV)
und Referendumsergreifer – gemäss dem Blick – "stinksauer". In einem Brief warf er
der SRG vor, dass diese ihre redaktionelle Neutralität nicht wahre und "völlig einseitig"
und "auf Kosten der Gebührenzahler" über die Referendumsvorlage berichte. Der SGV
und mit ihm die SVP zogen aus diesen Gründen ihre Teilnahme an einer
Podiumsdiskussion zur RTVG-Vorlage zurück, welche von Karin Frei, der Moderatorin
der Diskussionssendung "Club" und somit SRG-Mitarbeiterin, geleitet worden wäre.
Laut Daten des BAKOM erhält die SRG 92% aller Gelder aus dem Gebührentopf.
Diskutieren wollte der Gewerbeverband hingegen in einem anderen Forum, und zwar in
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der Frühjahrssession im Parlament, wo von der UVEK-Vorsteherin Auskünfte über die
Rolle der SRG verlangt wurden. Im Abstimmungskampf zeigte sich die SRG nicht präsent
im gekauften Raum, listete auf ihrer Webseite jedoch ausführliche Pro-Argumente auf,
wobei sie sich auf den Standpunkt stellte, dass sie sich bereits in der Vernehmlassung
und somit für alle einsehbar positiv zur Vorlage geäussert habe. Ferner gehöre die
Förderung der Diskussion über den Service public zum Leistungsauftrag der SRG. Die
Diskussion um den Service public lieber vertagen wollte hingegen Bundesrätin
Leuthard, welche an der Eröffnung zum Abstimmungskampf betonte, man solle mit
dieser Diskussion bis zum Erscheinen des vom Bundesrat zu erarbeitenden Berichts zu
den Service-public-Leistungen warten.
Die Referendumsergreifer äusserten ihre Empörung zum Vorgehen der SRG in einem
Brief an das BAKOM sowie mit der Forderung, die Finanzkontrolle solle die
Finanzströme der SRG untersuchen – dies aufgrund eines Berichts der Zentralschweiz
am Sonntag, wonach die Regionalgesellschaften mit Mittelzuweisungen der SRG
Abstimmungskampf betreiben würden. Ebenfalls unzufrieden zeigte sich die
Gegnerschaft mit dem Text im Abstimmungsbüchlein und reichte eine
Stimmrechtsbeschwerde ein. Bei der Formulierung der gegnerischen Argumente durch
das Referendumskomitee hatte die Bundeskanzlei korrigierend eingegriffen, indem sie
ergänzte, dass "nach Ansicht des Komitees" in den nächsten Jahren bereits mit 1000
Franken Mediensteuer pro Haushalt und Jahr zu rechnen sei (der Bundesrat ging von
einem Betrag von CHF 400 aus). Vizekanzler André Simonazzi wies die Anschuldigungen
des Referendumskomitees zurück, bezeichnete diese als "tout bonnement absurde"
und betonte, dass sich die vom Bundesrat eingebrachten Änderungen darauf
beschränkt hätten, dem Stimmbürger die Urheberschaft dieser Behauptung erkennbar
zu machen. 
Durchs Band war die Kampagne geprägt von diversen, beinahe im Akkord präsentierten
Enthüllungen, welche von den Medien nicht in ihrer Breite ausgeschlachtet wurden –
evtl. auch aus dem Grund, da bereits wenige Tage später der nächste Vorfall darauf
wartete, dargelegt zu werden. So etwa wurde im Rahmen der RTVG-Abstimmung über
die bekannt gewordene Höhe des Lohns von SRG-Generaldirektor Roger de Weck
berichtet, ebenso über die zuerst mutmassliche und danach tatsächliche
Ständeratskandidatur vom damaligen SRG-Verwaltungsratspräsidenten Raymond
Loretan und über das vom Bundesgericht festgelegte Verbot, die Empfangsgebühren
der Mehrwertsteuer zu unterstellen. Ferner zogen sich durch die gesamte Kampagne
gegenseitige Beschuldigungen der Falschinformation, wobei der SGV diese nicht etwa
ans Pro-Komitee adressierte, sondern in erster Linie an die SRG – so etwa zur Frage, ob
die SRG bei Annahme der Vorlage mehr Geld erhalte oder ob die jetzige Regelung
tatsächlich keine Möglichkeit zur Gebührenbefreiung für Unternehmen erlaube, wie die
SRG in einer Broschüre festhielt. Auf der anderen Seite schlug der Behauptung des SGV,
in einigen Jahren werde der Gebührenzahler bereits CHF 1000 pro Jahr entrichten
müssen, heftiger Gegenwind entgegen. Ferner wurde Mitte Mai bekannt, dass das Nein-
Komitee auf seiner Homepage Personen als Anhänger des gegnerischen Komitees
aufführte, welche diesem gar nicht angehörten.
Auch dass die erste Trendumfrage in der ersten Maihälfte von einem Patt zwischen den
Befürwortern und Gegnern sprach, trug nicht unbedingt zur Abkühlung des hitzig
geführten Abstimmungskampfes bei – obwohl das Ja-Komitee unter der Führung der
CVP laut eigenen Aussagen bereits zu diesem Zeitpunkt das gesamte
Abstimmungskampfbudget aufgebraucht hatte. Tatsächlich blieb es um das offizielle
Pro-Komitee im weiteren Verlauf der Abstimmungskampagne relativ still. Ferner
formierten sich regionale Komitees, bestehend aus lokalen Radio- und TV-Stationen,
um für ein Ja an der Urne zu werben. Nicht zuletzt war es denn auch die SRG, welche
ihre 23'000 Mitglieder in einem Brief aufforderte, aktive Mobilisierungs- und
Überzeugungsarbeit zu leisten. Finanziell besser aufgestellt zeigte sich das gegnerische
Komitee, welches mit einer provokanten Abstimmungszeitung aufwartete, die mit einer
Auflage von 2,5 Mio. in den grösseren Städten und Agglomerationen verteilt wurde. "Not
amused" gab sich in diesem Zusammenhang der Zürcher Stadtrat Filippo Leutenegger
(fdp), welcher sich auf Seite 3 der Zeitung gegen die SRG wetternd wiederfand. Er habe
keine Kenntnisse über seine Rolle in der Abstimmungszeitung gehabt; die Macher
hätten Auszüge aus einem vergangenen Interview zusammengeschnitten und aus dem
Kontext gerissen. Der Redaktionsleiter der Abstimmungszeitung gab auf Anfrage denn
auch zu, dass Leutenegger weder Autor des Artikels sei noch von dessen Erscheinen
gewusst habe. Der grundsätzliche Stil der SGV-Kampagnenführung wurde als gehässig
aufgefasst, was jedoch aufgrund der Zusammenarbeit mit der Werbeagentur Goal,
unter anderem Erfinder der Minarett-Raketen und der Messerstecherplakate, nicht
erstaunt: Auf gewissen Inseraten der Gegner war eine blutige Hand mit abgehackten
Fingern zu sehen, die in eine Mausefalle (als Metapher für die "Steuerfalle") getappt war.
Bezüglich Ausgewogenheit der Inseratekampagne in den Printmedien registrierte Année
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Politique Suisse beinahe ein Gleichgewicht zwischen Befürwortern und Gegnern in
Bezug auf die Anzahl der publizierten Inserate, wobei sich die gegnerische Seite für
leicht mehr Inserate verantwortlich zeigte. Die Tonalität der Kampagne in der
Berichterstattung der Medien fiel gemäss dem Forschungsinstitut Öffentlichkeit und
Gesellschaft (fög) zu Gunsten der Gegner aus. 57

In ihrem Referendumsvorhaben zur RTVG-Vorlage nicht unterstützt wurden der
Schweizerische Gewerbeverband und die SVP von Economiesuisse: Der
Wirtschaftsverband beschloss – wenn auch mit äusserst knappem Mehr – Anfang Jahr
die Ja-Parole zum Gesetz und verweigerte eine aktive Teilnahme am
Abstimmungskampf. Als Grund für diesen Entschluss führte Präsident Heinz Karrer an,
dass man mit der Abstimmungsvorlage keine relevanten wirtschaftlichen
Veränderungen erwarte, sondern in ihr lediglich einen Systemwechsel von einer Gebühr
zu einer Abgabe sehe. Inoffiziell wurden jedoch andere Vermutungen für diesen eher
überraschenden Positionswechsel ins Feld geführt. So munkelte man in den Medien,
diese Wende sei durch Lobbyarbeit und Eigeninteressen von gewissen Mitgliedern der
höheren Führungsetage herbeigeführt worden. 58

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.02.2015
MARLÈNE GERBER

"Rösti- und Polentagraben sind programmiert", titelte die NZZ bereits am 5. Juni, mit
dem Argument, dass insbesondere die Sprachminderheiten von einem ausgebauten
Service public profitieren und dies mit einem befürwortenden Stimmentscheid
untermauern würden. Zumindest was das Resultat betrifft behielt die alte Tante
grösstenteils recht: An der Volksabstimmung zur RTVG-Vorlage vom 14. Juni 2015,
wurde das Bundesgesetz über Radio und Fernsehen bei einer Stimmbeteiligung von
43,7% mit einer hauchdünnen Mehrheit von 3'649 Stimmen – und somit noch leicht
knapper als die vorläufigen amtlichen Ergebnisse vermuten liessen, und gar knapper als
jedes andere seit der Einführung des Frauenstimmrechts erzielte Abstimmungsresultat
– angenommen. Treibende Kraft hinter diesem Hauch von Ja war in der Tat die
Romandie (mit Ausnahme des Wallis), wo die Vorlage teilweise beträchtlichen Zuspruch
erhielt – an vorderster Front vom Kanton Waadt, der die Vorlage, gefolgt von den
Kantonen Genf (61,9%), Neuenburg (59,6%) und Jura (58,6%), mit einem Ja-Anteil von
62,5% deutlich befürwortete. Abgesehen von der Romandie legten lediglich Basel-Stadt
(51,2%) und Graubünden (50,9%) ein Ja ein; in allen anderen Kantonen – inklusive dem
Tessin (48,0%) – fand die Vorlage keine Mehrheit. Während der Ja-Anteil in den
grösseren, städtisch geprägten Kantonen immerhin die 47%-Marke überschritt,
bewegte sich dieser in den ländlichen Kantonen der Zentral- und Innerschweiz
zwischen 40% und 45%. Das knappe Ergebnis führte denn auch nicht zum Abflauen der
politischen Diskussionen, sondern zu deren intensiven Weiterführung. Die GLP, die
ebenso wie die SVP und die FDP zu den Abstimmungsverliererinnen gehörte, kündigte
beispielsweise an, eine Motion zur Definition des medialen Service public in der
Bundesverfassung einzureichen. Dass hier Handlungsbedarf bestehe, habe die Debatte
zum RTVG gezeigt. Nationalrätin Natalie Rickli (svp, ZH) kommentierte die Befunde des
Tagesanzeigers, wonach die Auslandschweizer für das Ja zum RTVG verantwortlich
seien: Es sei "irritierend, dass Leute mitentscheiden, die gar nicht bezahlen müssen".
Nichtsdestotrotz seien jedoch diejenigen Gegnerinnen und Gegner, welche ihr
Stimmrecht nicht wahrgenommen hatten, zu grossen Teilen für die Niederlage
verantwortlich. Rickli rief zur Unterstützung der sich dazumals im Sammelstadium
befindenden No-Billag-Initiative auf, mit der der Druck auf die SRG aufrechterhalten
werden könne. Die Initiative erhielt nach der Referendumsniederlage nun auch
Unterstützung vom Schweizerischen Gewerbeverband. Der Verband Schweizer Medien
zeigte sich mit dem Abstimmungsresultat und gar mit dessen Knappheit zufrieden,
denn Letzteres sei ein Warnsignal an die SRG. Diese solle sich auf einen Service public
im engeren Sinne beschränken und ausschliesslich über die neue Abgabe finanziert
werden, was einem Werbeverbot für die SRG gleichkäme. 

Abstimmung vom 14. Juni 2015

Beteiligung: 43.7%
Ja: 1'128'522 (50.1%)
Nein: 1'124'873 (49.9%)

Parolen:
– Ja: SP, CVP, GPS, BDP (2*), EVP; Economiesuisse, SGB, Travail.Suisse, VSM. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2015
MARLÈNE GERBER
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– Nein: SVP, FDP (3*), GLP; SGV, SBV, Konsumentenforum.
– Stimmfreigabe: SAV, SKS. 
* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern 59

Die Vox-Nachbefragung zur RTVG-Abstimmung zeigte unter anderem, dass es sich bei
der Abstimmung um die Einführung eines neuen Gebührensystems um einen deutlichen
Links-Rechts-Konflikt handelte. Während Personen, die sich mit der SP verbunden
fühlen, der Vorlage beinahe mit einer Dreiviertelmehrheit (73%) zustimmten, fand das
revidierte RTVG nur bei etwas mehr als einem Viertel der SVP-SympathisantInnen
Zuspruch (28%). Gespalten zeigte sich die Anhängerschaft der FDP (46% Ja-Anteil) und
der CVP (58%). Diese tiefe Befürwortungsrate ist insbesondere im Falle der
Christdemokraten bemerkenswert; hatte die CVP doch die Geschäftsstelle des
offiziellen Ja-Komitees inne und mit der UVEK-Vorsteherin ein Bundesratsmitglied aus
den eigenen Reihen, das für das RTVG-Dossier zuständig ist. Ferner war es die
Zufriedenheit mit den Leistungen der SRG und nicht etwa die Befürwortung oder
Ablehnung von Staatseingriffen (obwohl auch hier ein Zusammenhang feststellbar war),
die den Stimmentscheid ebenso stark prägte wie die politische Ideologie es tat.
Dennoch fand sich auch unter den Nein-Stimmenden eine Mehrheit von immerhin 61%,
die sich mit den Leistungen der SRG zufrieden zeigte. Ausschlaggebend für deren
ablehnende Haltung war vielmehr die Ansicht, eine obligatorische Abgabe sei nicht
angemessen und dass es vor der Abstimmung über ein neues Gebührensystem einer
Grundsatzdiskussion zum Service public bedurft hätte – letzteres eine Ansicht, die auch
eine knappe Mehrheit des Ja-Lagers teilte. Auch die persönliche finanzielle Lage
beeinflusste den Stimmentscheid; die Vorlage wurde erst von Personen mit einem
Haushaltseinkommen über CHF 7000 mehrheitlich befürwortet. Den Sprachgraben
führten die Autoren der VOX-Analyse darauf zurück, dass die Westschweiz mit ihrem Ja
teilweise auch ein Votum für die SRG und den Service public abgab, während in der
Deutschschweiz eher technische Überlegungen zur Anpassung des Gebührensystems
im Vordergrund standen. Dass die Debatte im Vorfeld der Abstimmung nicht unbedingt
sachlich verlaufen war, spiegelte sich auch in den Ergebnissen der VOX-Analyse wider:
Trotz hoher Intensität in der Berichterstattung gaben nur 34% der Befragten und 48%
der Stimmenden an, dass mit der RTVG-Vorlage über die Einführung einer
obligatorischen Abgabe für Haushalte und Unternehmen abgestimmt wurde und ein
weiterer Drittel (32%) der Befragten und 12% der Stimmenden konnte die Vorlage
inhaltlich gar nicht einordnen. Gemäss den Autoren der VOX-Studie war den
Stimmenden aber bewusst, dass nicht die SRG oder der Servic public Gegenstand der
Abstimmung war. Gleichwohl erachtete es etwas mehr als jeder zehnte Stimmende als
legitim, mit seiner Stimme in erster Linie entweder seine Kritik an der SRG und deren
Leistungen oder seine Unterstützung für das öffentlich-rechtliche Radio und Fernsehen
kundzutun. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.08.2015
MARLÈNE GERBER

In den Kantonen Zürich und Basel-Landschaft reichten vier Stimmbürger
Abstimmungsbeschwerden ein, die eine Nachzählung des knappen
Abstimmungsergebnisses zum RTVG forderten und sich dabei auf eine seit 2009
geltende und anlässlich der ebenfalls knappen Abstimmung über die biometrischen
Pässe eingeführte Praxis der Rechtsprechung beriefen, wonach bei sehr knappen
Abstimmungsergebnissen per se ein Anspruch auf Nachzählung besteht. In Reaktion auf
diesen umstrittenen Entscheid, der gemäss den Gegnern dieser Regelung das generelle
Vertrauen in die direkte Demokratie schwäche, hatten die eidgenössischen Räte eine
Änderung des Gesetzes über politische Rechte beschlossen, welche diesen Entscheid
rückgängig machen wollte. Dieser im November in Kraft tretenden Regelung billigte das
Bundesgericht nun eine Vorwirkung zu und wies die Beschwerden ab. Darüber hinaus
erachteten die Bundesrichter das Ergebnis nicht als ausreichend knapp und da die
Beschwerdeführer nur auf marginale Ungereimtheiten aufmerksam gemacht hätten,
war das Bundesgericht der Ansicht, dass auch eine Nachzählung das Ergebnis nicht
substanziell zu Gunsten der RTVG-Gegner beeinflusst hätte. 61
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